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Wir freuen uns über die tarifl iche 
Erhöhung der Angestelltengehäl-
ter um 5,5 Prozent im August, 
die auf den von Gewerkschaften 
erfolgreich verhandelten Tarif-
vertrag zurückgehen! Gleichzei-
tig wurde aber ein anderer Teil 
der Absprache nicht eingehal-
ten – die zeitgleiche Erhöhung 
der Be am t:in nen be sol dung wur-
de nicht umgesetzt, sondern
per Gesetzesänderung auf De-
zember verschoben, was eine 
Kürzung der Besoldung für das 
Jahr 2025 gleichkommt. 

Dies zeigt vor allem eins: Ohne 
politischen Druck kommen von 
der Landesregierung nur Zumu-
tungen und Kürzungen. 

Angesichts der angekündigten 
Fehlsummen im Jahr 2026 sol-
len mit Sicherheit auch wieder 
Einsparungen (= Kürzungen) im 
Bildungsbereich vorgenommen 
werden. Hiergegen wenden wir
uns und werden zu verschiede-
nen Aktionen aufrufen. Es kann 
nicht sein, dass in einem seit 
Jahrzehnten chronisch unter-
fi nanzierten Bereich weiter auf 
Kosten der Bildung und unserer
Arbeitsbedingungen gekürzt 
wird. 

Das ist auch im Hinblick
darauf wichtig, dass Anfang des 
kommenden Jahres die nächste
Tarifauseinandersetzung um 
den Tarifvertrag Hessen stattfi n-
det. Eine große Beteiligung bei 
Streiks und Solidaritätsaktionen 

der Be am t:in nen wird notwen-
dig sein, um einen akzeptablen 
Tarif abschluss zu erreichen.

Aber auch darüber hinaus brau-
chen wir Einsatz: Auch Gebäu-
de und Arbeitsbedingungen im 
Bildungsbereich be- bzw. ver-
hindern Lernprozesse und scha-
den der Gesundheit von Leh-
renden und Lernenden. Das Bei-
spiel der IGS Süd, deren altes 
Gebäude seit den Sommerferi-
en nicht mehr betreten werden 
darf, steht symbolisch für den 
Sanierungsstau, der an vielen 
Frankfurter Schulen Lern- und 
Arbeitsbedingungen beeinträch-
tigt. Um noch einmal verstärkt
darauf hinzuweisen, haben Ver-
trauensleute Frankfurter Schu-
len bei einem Treff en zu Schul-
jahresbeginn eine Resolution
entworfen und verabschiedet. 
Wir werden diese ver breiten und 
bitten alle Kollegien, diese zu
diskutieren und sich ihr anzu-
schließen, wenn sie die Einschät-
zungen und Forderungen teilen.

Lasst uns gemeinsam gegen Kür-
zungen, für eine bessere Ausstat-
tung des Bildungsbereichs und 
bessere Arbeitsbedingungen und 
– nicht zuletzt – auch für einen 
guten Tarifabschluss und dessen 
Übertragung auf die Be am t:in-
nen eintreten!

Laura Preusker &
 Sebastian Guttmann

(Vorsitzendenteam
der GEW Frankfurt)

Bildung braucht bessere
Bedingungen – das können wir 

gemeinsam erreichen!

Wir sagen Nein zu allen Kriegen und lehnen 
die gefährliche Hochrüstung ab. Die Umset-
zung des Fünf-Prozent-Ziels würde bedeuten, 
dass fast jeder zweite Euro aus dem Bundes-
haushalt in Militär und kriegsrelevante Infra-
struktur fl ießt. Die Hochrüstung führt zu mas-
siver Verschuldung, drastischem Sozialabbau 
und der Militarisierung der Gesellschaft. Dies 
geht insbesondere auf Kosten der Kinder und 
Jugendlichen, der Alten und Kranken sowie 
der arbeitenden Menschen. Die Hochrüstung 
blockiert zudem den Kampf gegen die Klima-
katastrophe, Umweltkrisen und weltweite Ar-
mut. Die Politik der Konfrontation setzt unse-
re Sicherheit aufs Spiel, statt sie zu gewähr-

Nie wieder 
kriegstüchtig! 
Stehen wir auf
für Frieden!

leisten. Waffenexporte und Eskalationspolitik 
verschärfen Kriege und Krisen und verlängern 
sie. Nicht die Kriegstüchtigkeit Deutschlands 
ist unser Ziel, sondern seine Dialogfähigkeit 
und seine Bereitschaft zur Abrüstung. 

Wir fordern von der Bundesregierung

l  Stopp des Hochrüstungskurses. Stattdes-
sen Abrüstung für Soziales, Klima und Ent-
wicklung.
l  Keine Stationierung von US-Mittelstre-
ckenwaffen in Deutschland. Entschlossenen 
Einsatz für ein Europa ohne Mittelstrecken-
waffen.
l  Nein zur Wehrpfl icht.

l  Stopp der Militarisierung der Gesellschaft. 
Keine Unterordnung von Gesundheitswesen, 
Bildung und Wissenschaft unter Kriegstüch-
tigkeit.
l  Asyl für Menschen, die sich dem Krieg 
verweigern und von Krieg bedroht sind.
l  Diplomatisches Engagement für ein 
schnelles Ende der Kriege in Europa und im 
Nahen und Mittleren Osten. Die Bundesregie-
rung darf sich nicht weiter mitschuldig ma-
chen an einer von immer mehr Staaten und 
Organisationen als Völkermord klassifi zierten 
Kriegsführung im Gazastreifen. Sie muss alles 
tun, damit der Krieg, die Vertreibung der Pa-
lästinenserinnen und Palästinenser und der 

Einsatz von Hunger als Waffe umgehend be-
endet werden.
l  Beitritt zum Atomwaffenverbotsvertrag.
Unsere Vision bleibt eine Welt ohne Atom-
waffen und Krieg. Wir fordern gemäß der 
UN-Charta, auf die Anwendung und An-
drohung von Gewalt in den internationa-
len Beziehungen zu verzichten. Es braucht 
die Stärke des Rechts und nicht das Recht 
des Stärkeren.

Wir lehnen alle Kriege ab. Wir trauern um al-
le Opfer von Kriegen und Gewalt und verur-
teilen alle Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit. 

Wir wollen

l  Diplomatische Initiativen. Nur Verhand-
lungen und Abrüstung schaffen Sicherheit.
Eine neue Entspannungspolitik für Europa, 
die die Friedens- und Sicherheitsinteressen 
aller Beteiligten berücksichtigt.

l  Politische Konfl iktlösungen, Friedens logik 
und eine Kultur des Friedens.

Frieden braucht die Verteidigung der Demo-
kratie und das Engagement jedes Einzelnen. 
Frieden braucht Bewegung.
Frieden ist die Grundlage für ein gutes Le-
ben künftiger Generationen.

Deswegen demonstrieren
wir am 3. Oktober in Berlin
und Stuttgart ab 13 Uhr

Fahrmöglichkeit am 3.10. von Frankfurt nach
Stuttgart über die Friedens- und Zukunftswerk-
statt. Bitte so schnell wie möglich anmelden:
https://frieden-und-zukunft.de/busfahrt-zur-demo-
in-stuttgart-am-3-10-2025/

Friedens- und Zukunftswerkstatt
c/o Gewerkschaftshaus
Wilhelm-Leuschner-Straße 69 –77
60329 Frankfurt a. M. | Tel. 069 - 242 49950

Auf der diesjährigen SDV stehen 
neben dem Blick auf das letzte Ge-
werkschaftsjahr auch die Kommu-
nalwahlen am 15. März 2026 im 
Fokus. Das Dauerthema „Einstür-
zende Schulbauten“ bleibt aktuell. 
Die IGS Süd ist nur die Spitze des 
Eisbergs. Luise Brunner, unsere Re-
ferentin für den Sozial- und Erzie-
hungsdienst, wird schwerpunkt-
mäßig zu den Auseinandersetzun-
gen um den TVöD und den Ganz-
tag berichten. Die neu konstituierte 
JungeGEW wird sich vorstellen. Mit 
der Kampagne „Zuviel ist zu viel – 
Mehrarbeit gemeinsam sichtbar ma-

Der GEW-Stadtverband Frankfurt lädt ein zur

Stadtdelegiertenversammlung (SDV)
chen!“ beabsichtigt die GEW Hes-
sen in ihren Gliederungen zunächst 
unbezahlte und nicht ausgegliche-

ne Mehrarbeit zu adressieren. An-
dere Gründe für Zuvielarbeit sol-
len folgen. Auf der SDV wollen wir 
gemeinsam mit euch dieses Zuviel 
diskutieren.

Das Mandat der Delegierten, 
die letztes Jahr in euren Bildungs-
einrichtungen gewählt worden sind, 

besteht bis zur nächsten Wahl in 
2026 fort.

§ 7 (2) unserer Satzung legt fest: 
„Jede Schul-, Hochschul-, Dienst-
stellen- und Betriebsgruppe entsen-
det pro angefangene 10 Mitglieder 
eine(n) Delegierte(n). Bei Fragen 
meldet euch über info@gew-frank-
furt.de Falls ihr zu einem Thema, 
das euch am Herzen liegt, einen 
Antrag einbringen wollt, könnt ihr 
diesen ab sofort bei uns einreichen. 
Satzungsändernde Anträge müssen 
acht Wochen, andere Anträge sechs 
Wochen vor der Versammlung bei 
uns eingegangen sein.

Auch in der Tarifrunde 2026 gilt: Nur gemeinsam sind wir stark. Macht mit!

28. Oktober 2025 | 9 – 13 Uhr
Saalbau Gutleut Rottweiler Str. 32

60327 Frankfurt a. M.
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Noch immer verdienen Grundschul-
lehrkräfte in Hessen weniger als ihre
Kol le g:in nen an weiterführenden 
Schulen – obwohl sie den wohl här-
testen Job erledigen: Lesen, Schrei-
ben, Rechnen plus ein Höchstmaß an 
erzieherischer Arbeit und Vieles mehr, 
schlicht das Fundament für alles Wei-
tere. Dass es nun gelungen ist, mit 
viel Druck und langen Kämpfen die 
Bezahlung auf A 13/EG 13 anzuheben, 
ist ein klarer gewerkschaftlicher
Erfolg. Ohne hunderte Aktionen, Pro-
teste und die Hart näckigkeit der
Kol  le  g:in  nen und ihrer Gewerkschaft
gäbe es diese Entscheidung nie.

Aber: Der Jubel bleibt im Hals ste-
cken. Denn die Landesregierung 
gönnt uns den Erfolg nur in ho-
mö o pa thi schen Dosen. Ganze fünf 
Jahre lang wird die Angleichung 
häppchenweise ausgezahlt, als ob 
man den Lehrkräften damit eine 
Art Diätplan verschreiben müsste: 
Jedes Jahr ein bisschen mehr – bis 
2028 dann endlich der volle Diff e-
renzbetrag auf dem Konto landet. 
Das ist nicht nur kleinlich, sondern 
schlicht bitter.

Für die Kolleg:innen bedeutet es: 
weiter warten, weiter vertrösten las-
sen, während gleichzeitig der Lehr-
kräftemangel immer dramatischer 
wird. Wer soll denn bitteschön Lust 
haben, in die Grundschule zu ge-
hen, wenn er oder sie jahrelang mit 
halber Bezahlung abgespeist wird? 
Leidtragende sind am Ende nicht die 
Minister:innen, sondern die Grund-
schulkinder: weniger Personal, über-
lastete Lehrkräfte, schlechtere Start-
bedingungen. – Kurz gesagt: Der 
Druck der Gewerkschaften hat den 
Erfolg möglich gemacht – die Ver-
zögerungspolitik der Landesregie-
rung macht ihn schal. Anders for-
muliert: Erst wenn 2028 die letz-
te Stufe gezahlt wird, sind Hessens 
Grundschullehrkräfte endlich im 21. 
Jahrhundert angekommen. Die Lan-
desregierung wäre gerne im letzten 
Jahrhundert geblieben.

*

Schritte der Besoldungsanhebung 
(beamtete Lehrkräfte)
Gemäß §… des Gesetzes (verabschiedet 
am 27. Juni 2023) erfolgt die Anhebung in 
sechs Stufen – über eine rü ckwirkende Zu-

A13 für Grundschullehrkräfte
Zum 1. August durften sich die Grundschullehrkräfte über ein kleines Plus freuen 
– die Wut, dass es so klein ist, bleibt

lage, die jährlich erhöht wird. Die Zulage be-
zieht sich auf den Unterschiedsbetrag zwi-
schen den Grundgehältern der Besoldungs-
gruppen A 12 und A 13.
1. August 2023 bis 31. Juli 2024: 10 %
1. August 2024 bis 31. Juli 2025: 25 %
1. August 2025 bis 31. Juli 2026: 40 %
1. August 2026 bis 31. Juli 2027: 60 %
1. August 2027 bis 31. Juli 2028: 80 %
1. August 2028: vollständige Eingruppierung 
in A 13 – also 100 % des Differenzbetrags 

Tarifi erung
(angestellte Lehrkräfte – EG 13)
Parallel dazu wurde am 14. Juli 2023 eine 
tarifl iche Einigung erzielt, die diese Regelung 
auch auf angestellte Lehrkräfte überträgt:
Ab 1. August 2023: Annäherungszulage –
10 % des Differenzbetrags EG 13.
1. August 2024: 25 %
1. August 2025: 40 %
1. August 2026: 60 %
1. August 2027: 80 %
1. August 2028: vollständige Überleitung 
zur Entgelt gruppe 13 – also 100 % 

Die tarifrechtliche Übertragung berück-
sichtigt zudem stufenlaufzeitliche Anrechnun-
gen – bereits zurückgelegte Stufenlaufzeiten 
werden übernommen, und die Überleitung 
erfolgt stufengleich.

Bislang hat im Landtag noch kei-
ne Anhörung der Fachverbände und 
Expert:innen zur Umsetzung der 
Ganztagsbetreuung stattgefunden. 
Die GEW Hessen hat diese Veran-
staltung daher einfach selbst durch-
geführt, denn die Zeit drängt: Der 
Rechtsanspruch gilt ab 2026 und soll 
stufenweise von der ersten bis zur 
vierten Klasse ausgebaut werden.

18 Fach ver tre te r*in nen und Ex per-
t*in nen folgten der Einladung und 
brachten ihre Perspektiven ein, dar-
unter unter anderem der elternbund 
hessen e.V., der Hauptpersonalrat 
Schule, der Ganztagsschulverband, 
die Lan des schü le r*in nen ver tre tung, 
die Sportjugend, der Hessische Ju-
gendring und nicht zuletzt die Hes-
sische Sozialministerin Heike Hof-
mann sowie die Frankfurter Stadt-
rätin Sylvia Weber.

Weber erklärte in ihrer Stellung-
nahme, Frankfurt sei für den Rechts-
anspruch auf Ganz tags be treu ung gut 
aufgestellt: Mit Ganztagsschulen und 
Horten werde das Angebot fl ächen-
deckend ausgebaut. Zugleich forder-
te sie eine bundesweite Strategie zur 
Fach kräf te ge win nung, eine schnelle-
re Anerkennung ausländischer Ab-

Gemeinsam für den Ganztag, aber
die Landesregierung handelt zögerlich

GEW-Anhörung zum Ganztag im Juni 2025

und Rahmenregelungen führen zu 
Unsicherheiten, man würde sich in 
die Tasche lügen, wenn man davon 
ausginge, in Frankfurt liefe alles fl ä-
chendeckend gut. Kothe ergänzte 
aus Sicht des Betriebsrats, dass sich 
sichere Arbeitsverhältnisse und ei-
ne gute Bezahlung der Beschäftig-
ten auch auf die Situation der Kin-
der im Ganztag auswirken. Dafür 
sei auch eine tarifrechtliche Klärung 
im Rahmen des TVöD der Ganztags-
Beschäftigten notwendig.

Einig waren sich die Ex per t:in-
nen in ihrer Begrüßung des Rechts-
anspruchs auf Ganztagsbetreuung, 
viele von ihnen hoben deren Bedeu-
tung im Kampf gegen soziale Un-
gleichheit hervor. Daher brauche es 
angemessene Räumlichkeiten, mul-
tiprofessionelle Teams und faire Ar-
beitsbedingungen für Fachkräfte.

Die gesamte Anhörung kann auf 
dem YouTube Kanal der GEW Hes-
sen angeschaut werden.

Mit der Kampagne Baustelle 
Ganztag der GEW Hessen geht es in 
den nächsten Monaten weiter, zum 
Beispiel bei der Kundgebung am 1. 
Oktober um 16 Uhr vor dem Rat-
haus in Off enbach.

Luise Brunner

Die Bewertung der aktuellen Situation an 
Schulen steht konträr zu den Ausführungen 
des zuständigen Ministers Armin Schwarz 
in seiner Pressekonferenz zum Start des 
Schuljahres. Die Probleme, die in Über-
lastungsanzeigen, Stellungnahmen und 
durch diverse Aktionen von Betroffenen 
aus Frankfurt und Hessen seit Jahren dar-
gestellt werden, haben sich noch einmal 
verstärkt und zeigen, dass die Situation 
an den Schulen immer schwieriger wird.

 Gleichzeitig bleibt festzuhalten: Die Reak-
tionen der politisch Verantwortlichen, sei es 
auf Landes- oder Schulträgerseite, bleiben 
rar. Und wenn, dann sind sie selten hilfreich. 
Dass beispielsweise vor den Sommerferien, 
als Reaktion auf die Überlastungsanzeigen 
der Wiesbadener Grundschulen, seriell Ge-
spräche des dortigen Staatlichen Schulamt 
mit den Lehrkräften geführt wurden, stellt 
unseres Erachtens eine reine Alibiaktion dar, 
denn die Staatlichen Schulämter haben gar 
nicht die Möglichkeiten, entscheidende Din-
ge zu verändern. Es scheint nicht gewollt, 
die beschriebenen Probleme wirklich zu lö-
sen. Im Gegenteil, es werden Kürzungen vor-
genommen, wie beispielsweise das Einbe-
halten von Rücklagen, die in den Schulen 
für Schülerbetreuung und vieles mehr ge-
braucht würden. Die genannten Maßnah-
men führen nicht nur zu einer weiteren Erhö-
hung der Belastung, sondern auch zu einem 
Bildungsqualitätsverlust und letzten Endes 
zu der Politikverdrossenheit, die dann wie-
der in Reden beklagt wird!

Wir stellen fest:
n Die Aufgaben und Anforderungen, die 
Schulen bewältigen sollen und müssen, sind 
in den letzten Jahren stetig angestiegen.
n Gleichzeitig reduzieren viele KollegInnen 
auf eigene Kosten ihre Stundenzahl, um die 

gestiegenen Anforderungen bewältigen zu 
können.
n Die Schülerschaft hat einen steigenden 
Bedarf an Unterstützung und individueller 
Zuwendung.
n Die personellen Bedingungen werden 
stetig schlechter: Es fehlen ausgebildete 
Fachkräfte in fast allen schulischen Be-
reichen. Besondere Zuweisungen, wie bei-
spielsweise der Sozialindex, können so oft 
gar nicht mehr sinnvoll genutzt werden.

n   Neu eingeführte Maßnahmen, die 
unterstützen sollen, sind oft mit ho-
hen bürokratischen Hürden versehen, 
sodass hierdurch oft weitere Bela-
stung hinzukommt.
n    Der Zustand der Schulgebäude 
ist häufi g so, dass dadurch Unter-
richt und Bildungsprozesse zusätz-
lich erschwert oder sogar verhindert 
werden.

n    Der Hitze- und Kälte schutz ist häufi g so 
mangelhaft, dass die Temperaturen in den 
Gebäuden geltende Arbeitsschutzvorga-
ben sprengen.
 
Wir fordern: 
n   mehr Ausbildungskapazitäten für Lehr-
kräfte aller Schulformen
n   Verkleinerung der Klassen, damit indivi-
duelle Förderung ermöglicht wird
n   Verringerung außerunterrichtlicher Auf-
gaben und Verringerung der Arbeitszeit
n   zusätzliche und unbürokratische Unter-
stützung von Schulen und SchülerInnen mit 
besonderen Herausforderungen
n   eine schnelle Überwindung des Sanie-
rungsstaus und eine angemessene Nach-
rüstung der Bestandsgebäude in Bezug auf 
Extremtemperaturen

Wir erwarten:
n   die Anerkennung der benannten Pro-
bleme von allen verantwortlichen Akteuren 
(Bund, Land, Schulträger) ohne diese zu 
relativieren
n   die gemeinsame Anstrengung, die be-
nannten Probleme zu lösen – keine Alibi-
aktionen, sondern lösungsorientierte Über-
legungen, aus denen konkrete Maßnahmen 
entstehen, die fi nanziell und personell un-
verzüglich umgesetzt werden

Frankfurt: Die hessische Sozialminis-
terin Heike Hofmann hat heute einen 
Maßnahmenkatalog zur Zukunft der 
Kitas vorgestellt. Die GEW Hessen 
kritisiert den abgeschwächten Fach-
kräfteschlüssel.

Thilo Hartmann, Vorsitzender der 
GEW Hessen, sagte zu den vorge-
stellten Maßnahmen:

 „Dieses Kita-Paket ist allen-
falls ein Päckchen. Es gibt keine 
Antwort auf zentrale Probleme im 
System der frühkindlichen Bildung. 
Die Qualität pädagogischer Arbeit 
leidet. Auch die geplanten Finanz-
spritzen verpuff en, wenn die Kom-
munen nicht dauerhaft auskömm-
lich fi nanziell unterstützt werden.“

 
Mit der geplanten Erhöhung des 
Anteils nicht-pädagogischer Fach-
kräfte von 25 Prozent auf nun 30 
Prozent arbeite dann in Zukunft 
fast jede dritte Person in einer Ki-
ta ohne eine angemessene pädago-

Mehr Personal wird –
ohne angemessene Qualifi kation
 – die Qualität frühkindlicher
Bildung senken

gische Ausbildung. Die von der So-
zialministerin angekündigte Finan-
zierung von „Kita-Assistenzen“, die 
nicht-pädagogische Aufgaben in der 
Kita wahrnehmen sollen, bewerte 
die GEW Hessen ebenfalls kritisch:

„Abgesehen davon, dass sich 
pädagogische von nicht-pädagogi-
schen Tätigkeiten mitunter nur sehr 
schwer abgrenzen lassen, besteht 
beim aktuellen Fachkräftemangel 
die große Gefahr, dass Assistenz-
kräfte dann in der Not doch im 
Gruppendienst eingesetzt werden.“

Ein guter Weg wird aus Sicht der 
Bil dungs ge werk schaft bei der An-
erkennung von ausgebildeten So zi-
al manager:innen für den Leitungs-
dienst eingeschlagen. Doch müsse 
dringend darauf geachtet werden, 
dass diese zukünftig auch tatsäch-
lich nur Leitungsaufgaben wahr-
nehmen und nicht in der unmit-
telbaren pädagogischen Arbeit tä-
tig werden.

schlüsse sowie eine gesicherte Kos-
tenbeteiligung des Landes. Die der-
zeitig in Aussicht gestellte Finanzie-
rung reiche nicht aus, zudem fehlten 
in Hessen klare Standards und Rah-
menbedingungen – etwa für die Ein-
bindung von Vereinen oder anderen 
Akteuren im Umfeld des Ganztages. 
Frankfurt stehe also im Landesver-
gleich eher gut da, sei aber wie an-
dere Städte auch auf verlässliche Zu-
sagen des Landes angewiesen. Der 
Hessische Städtetag machte deutlich: 
Noch immer trage die kommunale 
Ebene rund 78 Prozent der Gesamt-
kosten, das Land hingegen nur etwa 
9 Prozent. Diese Schiefl  a ge gefährde 
nicht nur die Qualität der Angebo-
te, sondern auch die Gleich wer tig-
keit der Bil dungs chan cen im Land.

Neben der Stadträtin war Frank-
furt darüber hinaus durch den frei-
en Träger ASB Lehrerkooperative 
vertreten: Ulrike Berger aus der Ge-
schäftsführung sowie für den Be-
triebsrat die die stellvertretende Vor-
sitzende Sylvia Bausum und Betriebs-
ratsmitglied Steve Kothe. Neben Lob 
für den Standort Frankfurt betonte 
Berger insbesondere die Schwierig-
keiten für die Mit ar bei te r:in nen in 
dem Bereich. Fehlende Standards 

Resolution des 
Vertrauensleute-

treffens der
Frankfurter Schulen

 im August 2025

GEW-Hessen: Kita-Paket 2025 vorgestellt

Foto: Gautam Arora / unsplash.com 
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Und täglich grüßt das
Murmeltier

Die GEW Hessen kritisiert die struk-
turelle Unterfi nanzierung der hessi-
schen Hochschulen schon seit Jah-
ren. Für die Beschäftigten verschärft 
sich die Situation nun mit dem neu-
en Hochschulpakt weiter: befristete 
Verträge werden seltener verlängert, 
Neueinstellungen werden reduziert – 
auch auf Ausschreibungen von Pro-
fessuren wird verzichtet, ganze Stu-
diengänge könnten gestrichen wer-
den. Auch Studierende sind betrof-
fen, etwa durch überfüllte Seminare 
und schlechtere Betreuung. Simone 
Claar, stellvertretende Vorsitzende 
der GEW Hessen, warnte bereits vor 
der Unterzeichnung:

„Wenn die 
Landesregierung jetzt 
den Rotstift bei Bildung 
und Wissenschaft 
ansetzt, nimmt sie 
die Kosten für den 
Wissenschaftsstandort
in Hessen billigend
in Kauf.“

Aktionen vor Ort 
In ganz Hessen regte sich Wider-
stand – auch in Frankfurt. Bereits 
am 11. Juni organisierten Beschäf-
tigte und Studierende der Goe-
the-Universität und der Frankfurt 
University of Applied Sciences ei-
ne Kundgebung auf dem Campus 

Nibelungenplatz. Am 18. Juni folgte 
eine größere Aktion im Rahmen des 
landesweiten Aktionstages. Über 
1.000 Menschen beteiligten sich 
in Frankfurt, darunter zahlreiche 
Mitglieder der GEW. Die GEW, die 
Landesastenkonferenz und ver.di 
sammelten in einer gemeinsamen 
Petition an Herrn Lorz, den hessi-
schen Finanzminister, über 12.750 
Unterschriften zum Thema „Unter-
fi nanzierung der hessischen Hoch-
schulen beenden!“

Zwei Tage vor der der Unter-
zeichnung des Hochschulpakts pro-
testierten die Studierenden und Be-
schäftigten in Wiesbaden vor der 
hessischen Staatskanzlei, nach der 
Kundgebung gab es eine Demonstra-
tion mit mehreren Aktionen vor das 
hessische Wissenschaftsministerium. 
Zeitgleich waren Vertreter:innen von 
den Senaten der Hochschulen zu 
einem Austausch im Ministerium.

TV-H und Entfristungen

Es sieht es nicht so aus, als würden 
die Proteste nachlassen. Die kon-
kreten Auswirkungen – auch auf 
die beiden Frankfurter Hochschulen 
– werden sich erst in den nächsten 
Jahren zeigen. Außerdem beginnt 
die nächste Tarifrunde für den öf-
fentlichen Dienst in Hessen Anfang 
2026. Trotz der Kürzungen erwar-
ten die Gewerkschaften, dass die bei 
den letzten Verhandlungen geschlos-
sene schuldrechtliche Vereinbarung 
im Rahmen der Tarifeinigung 2024, 
wonach 400 Dauerstellen geschaff en 
werden sollen, in die Praxis umge-
setzt wird. Zudem gilt, dass bei all 
diesen Entscheidungen, nicht nur 
im Hinblick auf die Kürzungen, die 
Mitbestimmungsrechte der verschie-

Wir sind off en für alle GEW-Mitglieder (oder die, die es noch werden 
wollen) bis 35 Jahre. Komm‘ vorbei, egal ob du Studi oder Azubi, 
junge Lehrkraft, Erzieher*in oder Wissenschaftliche Mitarbeiterin 
bist. Uns verbindet, dass wir im Bildungs- und Erziehungsbereich 
tätig sind oder sein wollen: von der Krippe über KiTa, Schule, Ju-
gendzentrum, Uni bis zur Erwachsenenbildung. Unsere Treff en bie-
ten Raum für Austausch, Diskussion und Vernetzung – bringt al-
so gerne eure Themen mit, die euch in der Ausbildung oder im Be-
trieb beschäftigen!

Wann und wo? 
Jeden 3. Mittwoch im Monat um 17:30 Uhr
GEW Frankfurt · Bleichstraße 38a, 60313 Frankfurt am Main

Kontakt:
junge.gew@gew-frankfurt.de oder via Instagram: jgewff m

Die Junge GEW Frankfurt

                ist zurück!

denen Statusgruppen gestärkt wer-
den müssen.

Gemeinsam dranbleiben

Phil Collins lernt in der Komödie 
,Und täglich grüßt das Murmeltier‘ 
schließlich, nachhaltigere und soli-
darische Entscheidungen zu treff en 
und durchbricht damit die Zeit-
schleife, in der er gefangen ist. Ob 
wir eines Tages aufwachen und er-
kennen, dass die hessische Landes-
regierung ausgerechnet diesen Spiel-
fi lm zum Vorbild genommen hat, 
wage ich zu bezweifeln.

Es bleibt also dabei: Die Aus-
einandersetzung um faire Arbeits-
bedingungen und gute Lehre geht 
weiter – nicht nur in landesweiten 
Verhandlungen, sondern auch ganz 
konkret vor Ort.

Zahlen und Fakten

Die 14 staatlichen Hochschulen in 
Hessen sind im Jahr 2026 bei einem 
Budget von 2,296 Milliarden Eu-
ro mit Einsparungen von 1,3 Pro-
zent, also rund 30 Millionen Euro 
im Vergleich zum Vorjahr konfron-
tiert. 2027 kehrt das Budget nomi-
nal zum Niveau von 2025 zurück, 
bis 2031 ist eine Steigerung von 10,2 
Prozent im Vergleich zum Jahr 2025 
geplant. Damit ist absehbar, dass die 
geplanten Erhöhungen die Kosten-
steigerung durch Infl ation und Tarif-
erhöhungen nicht abdecken können. 
Allein ab 2026 fallen jährlich über 
60 Millionen Euro Mehrkosten an, 
die noch nicht vollständig kompen-
siert sind. Ab 2028 stellt das Land 
jährlich mindestens 37,5 Millionen 
Euro bereit, um Tarifabschlüsse aus 
2027 zu fi nanzieren – bei Tarifstei-
gerungen über vier Prozent sollen 
zusätzliche Mittel folgen. Unterm 
Strich trägt auch das zum Finan-
zierungsdefi zit bei. Die Hochschu-
len schätzen, dass sie in der Lauf-
zeit des Pakts ein Finanzierungsde-
fi zit von rund einer Milliarde Euro 
aufbauen – das entspricht etwa zehn 
Prozent ihres Gesamtpersonaletats.

In Frankfurt bedeutet dies kon-
kret: Hunderte Stellen – SHKs, Wi-

Kürzungen für die hessischen Hochschulen: Beschäftigte und Studierende 
protestieren gegen die Sparpolitik im Hochschulbereich

Am 17. Juli 2025 wurde der neue Hochschulpakt zwischen dem 
Land Hessen und den 14 staatlichen Hochschulen unterzeichnet. 
Für die kommenden sechs Jahre soll er die Planbarkeit ihrer
Haushalte sichern – aber ist es das wert? Die Studierenden und 
Beschäftigten, die sich an den verschiedenen Aktionen beteilig-
ten machen deutlich: Der Hochschulpakt bedeutet in dieser Form
reale Kürzungen auf ihrem Rücken.

Mis, Professuren und Verwaltungs-
personal – sind gefährdet, der Druck 
zur Einsparung wird spürbar. Prä-
sident Schocke der Frankfurt UAS 
kündigt bereits an, das Studien-
platzangebot deutlich reduzieren 
zu müssen. Präsident Schleiff  der 

Goethe-Universität erklärt jedoch, 
dass die Finanzierung auch an die 
Zahlen der Studierenden geknüpft 
ist, was eine Entscheidung über die 
Steuerung der Studierendenzahlen 
erschwert.

Luise Brunner

Widerstand 
gegen den neuen 
Hochschulpakt
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Die letzten Ergebnisse der Tarifrun-
de 2024 mit dem Land Hessen sind 
gerade erst in Kraft getreten (Ent-
gelterhöhung um 5,5 Prozent im
August) oder werden bald noch rea-
lisiert (Erhöhung der Jahressonder-
zahlung 2025). Trotzdem wollen 
sich die Gewerkschaften des öff ent-
lichen Dienstes jetzt bereits auf die 
nächste Tarifrunde bei den Bundes-
ländern vorbereiten. Die heiße Pha-
se der Tarif- und Besoldungsrunde 
beginnt mit einer ersten Verhand-
lungsrunde im Bereich der anderen 
Bundesländer zwar erst am 3. De-
zember 2025. Hessen folgt dann am 
27. Februar 2026. Aber der richtige 
Zeitpunkt ist jetzt, in die Debatte zu 
den Tariff orderungen einzusteigen.

Mit einer digitalen Befragung 
zur hessischen Tarif- und Besol-
dungsrunde startete die GEW be-
reits vor den Sommerferien. Die 
Umfrage läuft allerdings noch ein 

paar Tage. Sie endet am 17. Septem-
ber 2025. Dabei geht es darum her-
auszufi nden, wo den Beschäftigten 
der (tarifpolitische) Schuh drückt. 
Wir möchten aber auch wissen, wie 
es mit der Bereitschaft bestellt ist, 
sich bei der Tarifauseinandersetzung 
zu engagieren. Auf der Grundlage 
der Ergebnisse führt die GEW dann 
im Herbst in Versammlungen und 
Gremiensitzungen die Forderungs-
debatte fort. 

An der digitalen Befragung können 
– und sollen – sich die Tarifbeschäf-
tigten des Landes (sowie der tari-
funabhängigen Darmstädter und 
Frankfurter Universitäten) beteili-
gen. Aber auch die Beamtinnen und 
Beamten des Landes. Schließlich ha-
ben wir eine Tarif- und Besoldungs-
runde vor uns. Gefragt sind darüber 
hinaus die Studentischen Hilfskräf-
te an den Hochschulen des Landes. 

Denn diese rund 12.000 Beschäf-
tigten haben noch immer keinen 
eigenen Tarifvertrag, auch wenn 
es 2024 in der Tarifrunde ein paar 
wichtige Festlegungen zu den Min-
destentgelten und Vertragslaufzei-
ten gab. Nicht zu vergessen: Jah res-
prak ti kan t:in nen beim Land sowie 
Auszubildende.

Wer als GEW Mitglied auskunfts-
bereit ist, kann bis zum 17. Sep-
tember 2025 noch Antworten ge-
ben. Einfach auf gew-hessen.de im 
Mitgliederbereich einloggen. Dort 
dann „Tarif- und Besoldungsrunde 
2026“ anklicken. Landesbeschäf-
tigte, die nicht Mitglied der GEW 
sind, schicken am besten möglichst 
schnell eine kurze E-Mail zumindest 
mit Namensangabe an info@gew-
hessen.de, Stichwort „Tarifbefra-
gung“. Dann senden wir den Link 
zur Umfrage zu.

GEW Befragung zur Tarif- und Besoldungsrunde 2026

Mit der Tarifrunde 2021 ermöglich-
ten es die Tarifvertragsparteien, dass 
Beschäftigte zugunsten von zwei zu-
sätzlichen freien Arbeitstagen auf 
einen Teil der Jahressonderzahlung 
verzichten (§ 6a TV-H). „Freizeit 
statt Geld“ lautet die Überschrift 
der Regelung, die in der Tarifrun-
de 2024 im vergangenen März ver-
längert wurde. Wer diese Regelung 
in Anspruch nehmen möchte, muss 
bis spätestens 30. September 2025 
einen Antrag in schriftlicher Form 
gestellt haben. Anspruchsberechtigt 

zent (EG 1 bis EG 8) bzw. 60 Pro-
zent (EG 9a bis EG 16) angehoben. 
Daraus ergeben sich die in der Ta-
belle aufgeführten Bemessungsätze 
nach § 6a TV-H.

Der Freizeitausgleich von zwei 
Tagen muss im Zeitraum Dezem-
ber 2025 bis November 2026 tage-
weise gewährt und genommen wer-
den. Freizeitausgleich, der nicht in 
diesem Zeitraum genommen wird, 
verfällt. Eine fi nanzielle Abgeltung 
ist ausgeschlossen. Kann der Frei-
zeitausgleich jedoch aus krankheits-

spruch auf die SuE-Zulage haben, 
können diese in bis zu zwei Tage Ar-
beitsbefreiung teilweise umwandeln 
(Umwandlungstage). Die SuE-Zula-
ge beträgt je nach Eingruppierung 
130 Euro pro Monat bzw. 180 Eu-
ro bei Vollzeit. Umwandlungstage 
müssen spätestens bis zum 31. Ok-
tober des Vorjahres schriftlich be-
antragt werden. Die genauen Zeit-
punkte der Umwandlungstage kön-
nen dann im Jahr 2026 entspannt 
festgelegt werden. Spätestens vier 
Wochen vorher müssen sie beim 

Anzahl der Arbeitstage 
(AT) pro Woche

5 AT 6 AT 4 AT 3 AT 2 AT 1 AT

EG 1 bis EG 8 79,68  v. H. 81,40 v. H. 77,10 v. H. 72,80 v. H. 64,20 v. H. 38,40 v. H.

EG 9a bis EG 16 49,92 v. H. 51,60 v. H. 47,40 v. H. 43,20 v. H. 34,80 v. H. 9,60 v. H.

Freizeit statt Geld (§ 6a TV-H): 

Verminderte Vomhundertsätze des Bemessungssatzes der Jahressonderzahlung für zwei Arbeitstage
Freizeitausgleich entsprechend der durchschnittlichen Anzahl der Arbeitstage pro Woche

sind diejenigen Tarifbeschäftigten, 
für die Arbeitszeitregelungen der 
§§ 6 bis 10 TV-H gelten. Für Lehr-
kräfte gelten diese Regelungen nach 
§ 44 TV-H Nr. 2 nicht. Denn deren 
Arbeitszeit bemisst sich nach der 
Pfl ichtstundenverordnung.

Durch einen Antrag vermindert 
sich die Jahressonderzahlung. Die 
Bemessungssätze der Jah res son der-
zah lung ab 2025 wurden auf 90 Pro-

bedingten Gründen oder wegen El-
ternzeit nicht vollständig genommen 
werden, besteht für die verfallenen 
Freistellungstage ein entsprechender 
Ausgleichsanspruch in Geld.

Umwandlungstage im TVöD:
Fristende am 31. Oktober 
Beschäftigte bei Kommunen, die im 
Sozial- und Erziehungsdienst (SuE) 
eingruppiert sind und die einen An-

Arbeitgeber schriftlich geltend ge-
macht werden. 

Auch die konkrete Beantragung 
möglicherweise noch ausstehender 
Regenerationstage für 2025 sollte 
spätestens bis Ende November er-
folgen. Die schriftliche Beantragung 
muss vier Wochen vorher auf den 
Weg gebracht werden, so dass an-
sonsten die Tage Ende des Jahres 
verfallen.

Anträge bis 30. September stellen!

In den Schulen in Hessen ist längst 
Alltag geworden, was eigentlich
ein Ausnahmefall sein sollte: unbe-
zahlte und nicht ausgeglichene 
Mehrarbeit. Vertretungsstunden, zu-
sätzliche Aufgaben, außerunterricht-
liche Verpfl ichtungen – vieles da-
von wird geleistet, ohne dass zwin-
gende dienstliche Gründe benannt 
oder Ausgleichsansprüche beachtet 
werden.

§ 61 des Hessischen Beamtengeset-
zes (HBG) schützt uns eigentlich ge-
nau davor: Er stellt klar, dass Mehr-
arbeit nur bei zwingenden dienstli-
chen Gründen erlaubt ist – und auch 
dann nur in engen Grenzen. Doch 
in der Praxis wird dieser Schutz oft 
umgangen: Strukturelle Zu viel ar beit 
wird stillschweigend vorausgesetzt 
– als wäre unsere Zeit eine kosten-
lose Ressource. 

Mit dieser Kampagne wollen 
wir gemeinsam sichtbar machen, 
was wirklich geleistet wird – und 
uns auf unsere Rechte besinnen.

Was ist das Ziel?
Diese Kampagne will nicht mög-
lichst viele Klagen produzieren. Un-
ser Ziel ist es, ein Bewusstsein dafür 
zu schaff en, dass die aktuelle Praxis 
weder selbstverständlich noch recht-
lich haltbar ist. Durch die Anzeige 
struktureller Zuvielarbeit machen 
wir deutlich:
n dass § 61 HBG ein Schutzrecht 
ist – kein Freibrief zur Mehrbelas-
tung,
n dass Mehrarbeit dokumentiert 
und begründet werden muss,
n dass strukturelle Mängel nicht 
auf unserem Rücken ausgetragen 
werden dürfen.

Was kannst du tun?
1. Mehrarbeit dokumentieren. No-
tiere regelmäßig deine Vertretungs-
stunden und Zusatzbelastungen. 
Das gibt dir einen Überblick und 
stärkt deine Position.

2. Nutze den Antrag auf Anzeige 
struktureller Zuvielarbeit. Du fi n-
dest ihn im Mitgliederbereich auf 
der Homepage der GEW-Hessen 
(siehe QR-Code) oder über deine 
Personalvertretung/Vertrauensleute. 
Trage konkret ein, wann und wa-
rum du Vertretung gemacht hast – 
und fordere eine Begründung ein. 
Wenn keine zwingenden Gründe 

vorliegen, handelt es sich nicht um 
rechtmäßige Mehrarbeit.
3.  Hol dir Unterstützung vor Ort. 
Nutze die bestehenden GEW-Struk-
turen: Vertrauensleute, Kreis, Be-
zirks- und Stadtverbände, GEW-
Personalräte – wir helfen dir bei 
Unsicherheiten und Rückfragen. 
Gemeinsam ist der Weg leichter.

Was, wenn die Schulleitung
nicht reagiert?
Du hast das Recht, eine dienstliche 
Anordnung zu hinterfragen. Bleibt 
die Schulleitung eine Antwort schul-
dig, kannst du dich über den Dienst-
weg an die Schulaufsicht wenden.
Fordere ein, dass deine Schullei-
tung zur Darlegung der „zwingen-
den Gründe“ angehalten wird. Auch 
hier unterstützen wir Dich. Du stehst 
nicht allein!

Wichtig zu wissen: Keine 
versteckten Stundenkonten!
Manche Schulleitungen versuchen, 
über längere Zeiträume Stunden zu 
bilanzieren – sogar über mehrere 
Monate hinweg. Das ist unzuläs-
sig. Die Pfl ichtstundenverordnung 
schreibt eine wöchentliche Unter-
richtsverpfl ichtung vor. Eine ver-
pfl ichtende „Überziehung“ oder das 
Ansammeln von Vertretungsstunden 
zum späteren Ausgleich ist nicht zu-
lässig und nicht vorgesehen.

Gemeinsam stark gegen 
strukturelle Überlastung.
Jede Anzeige hilft – nicht nur dir, 
sondern auch allen anderen. Denn 
sie zeigt: Wir lassen uns nicht dau-
erhaft überlasten. Mit Mut, guter 
Dokumentation und solidarischer 
Unterstützung vor Ort können wir 
etwas bewegen. Die Anzeige zum 
Download befi ndet sich in unserem 
Mitgliederbereich auf der Home-
page (QR-Code) unter dem Ab-
schnitt Arbeitszeit.

Zuviel ist zu viel – 
Mehrarbeit gemeinsam 
sichtbar machen!

Neue Kampagne der GEW Hessen startet:

Foto: stokkete / adobe.stock
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„Kanonen und Butter – das wäre 
schön, wenn das ginge. Aber das
ist Schlaraffenland. Das geht nicht. 
Sondern Kanonen ohne Butter.“

Ehrlicher als Clemens Fuest im ver-
gangenen Jahr in einer Donnerstag-
abend-Talkshow kann man drei -
einhalb Jahre „Zeitenwende“ nicht 
zusammenfassen. Die Logik, die
hinter den Äußerungen des Präsi-
denten des arbeit„geber“nahen 
Wirtschaftsforschungsinstituts „ifo“ 
steckt, ist unmissverständlich: 
Jeder Euro, der in Soziales, Gesund-
heit oder Bildung investiert wird, 
fehlt für Aufrüstung und Krieg. Je-
der Cent, der in den Sozial- oder Bil-
dungsetat fl ießt, schmälert die Pro-
fi te von Rheinmetall und anderen 
Rüs tungsschmieden und damit auch 
die Dividenden derjenigen, die an 
den Börsen auf die Fortsetzung des 
Mordens in der Ukraine, in Palästi-
na und zahlreichen weiteren Kriegs-
schauplätzen wetten. 

Das erklärt, warum neoliberale 
Think Tanks und Parteien sowie die
dahinterstehenden Kapitalverbände
an der Legende vom ausufernden 
Sozialstaat und überbordender Bü-
rokratie stricken. So behauptete bei-
spielsweise schon 2024 Bernd Raf-
felhüschen, Lobbyist der Initiative 
„Neue soziale Marktwirtschaft“, 
dass Deutschland seinen Sozialstaat 
seit Jahrzehnten immer weiter aus-
baue und es daher auch unproble-
matisch sei, im Sozialbereich zu spa-
ren. Ähnlich hatte sich auch der 
damalige Finanzminister Christian 
Lindner (FDP) geäußert und für ein
dreijähriges Moratorium der Sozial-
ausgaben und ein Einfrieren der 
Rente plädiert. In die gleiche Rich-
tung gehen jetzt die Vereinbarungen 
im Koalitionsvertrag von Union und 
SPD, das Bürgergeld in eine „neue 
Grundsicherung“ mit verbindliche-
ren Anforderungen und Sanktio-
nen radikal umzubauen. Der Bei-
fall der Unternehmerverbände folg-
te prompt. Merz behauptete jüngst, 
der Sozialstaat sei „nicht mehr fi -
nanzierbar“. Die Liste der Toten-
gräber des Sozialstaats ließe sich 
beliebig fortsetzen.

Ganz nebenbei hat sich der gi-
gantische Rüstungsetat bei Tarifaus-
einandersetzungen – nicht nur in 
Bund, Ländern und Kommunen 
– im wahrsten Sinne des Wortes 
als „Totschlagargument“ erwiesen. 
Wenn das Geld in Aufrüstung ge-
steckt wird, fehlt es eben für Löh-
ne und bessere Arbeitsbedingungen 
für die Beschäftigten – insbesondere 
dann, wenn man gleichzeitig auf ei-
ne angemessene Besteuerung großer 
Vermögen verzichtet, die jedes Jahr 
ein neues Rekordhoch erreichen.
 
So werden die verteilungspoliti-
schen Spielräume politisch gewollt 
immer enger gemacht. 2028 wer-
den die 100 Milliarden Euro aus 
dem ersten „Sondervermögen Bun-
deswehr“ vollständig ausgegeben 
sein. Anschließend müssen gemäß 
dem 2-Prozent-Ziel dann pro Jahr 
gut 20 Milliarden Euro zusätzlich 
aus dem regulären Bundeshaushalt 
in den Rüstungsetat gepumpt wer-
den. Ab 2031 steht zusätzlich die 
Tilgung des 100-Milliarden-Euro-
Kredits auf der Tagesordnung. Die-
se Kriegskredite werden dann zu-

lasten von allem anderen zurück-
gezahlt werden müssen.

Spätestens mit der Modifi kation 
des zwei-Prozent-Ziels durch einen 
eigentlich schon abgewählten Bun-
destag zu einem Blankoscheck für 
Aufrüstung ohne Limit nach oben, 
dürfte auch der fromme Wunsch 
„man dürfe die äußere und die so-
ziale Sicherheit nicht gegeneinan-
der ausspielen“ endgültig wie eine 
Seifenblase geplatzt sein.

Doch damit nicht genug. Auf dem 
NATO-Gipfel im Juni in Den Haag 
verpfl ichteten sich die Mitglieds-
staaten das 5-Prozent-Ziel zu errei-
chen. Der Fortschritt soll im Jahr 
2029 überprüft und 2035 vollstän-
dig umgesetzt sein. Für die Bundes-
republik würde das bedeuten, dass 
fast 50 Prozent des gesamten Bun-
deshaushalts für Krieg und Rüstung 
ausgeben werden müssen – und alles 
andere zusammengestampft wird.

Am Beispiel der für 2024 vor-
liegenden Zahlen vorgerechnet: 
Das deutsche Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) lag 2024 nach Angaben des 
Statistischen Bundesamts bei etwa 
4,12 Billionen Euro (also 4 120 Mil-
liarden Eurp). 5 % davon sind rund 
206 Milliarden Euro. Nach dem vor-
läufi gen Abschluss des Bundeshaus-

halts beliefen sich die tatsächlichen 
Ausgaben des Bundes für 2024 auf 
etwa 465,7 Milliarden Euro. Am 
Beispiel des deutschen Bundeshaus-
halts zeigt sich: Wird das NATO-
5-Prozent-Ziel umgesetzt, wären 
das etwa 44 Prozent der gesamten 
Ausgaben.

Im Mai erklärte Kanzler Friedrich 
Merz bei der traditionellen Jahres-
konferenz des Wirtschaftsrats der 
CDU unter Applaus der anwesenden 
Unternehmer und Manager: „Mit 
Vier-Tage-Woche und Work-Life-Ba-
lance lasse sich der Wohlstand nicht 
halten.“ Ende Juli legte die frisch ge-
backene Wirtschaftsministerin Ka-
therina Reiche nach. Die Lebensar-
beitszeit müsse steigen. Der demo-
grafische Wandel und die weiter 
steigende Lebenserwartung mach-

Butter
statt 
Kanonen

ten das „unumgänglich“. Schon 
jetzt seien die sozialen Sicherungs-
systeme überlastet. Daher reichen 
nach Meinung der Ministerin die 
im Koalitionsvertrag vereinbarten 
Reformen nicht aus. „Die Kombi-
nation aus Lohnnebenkosten, Steu-
ern und Abgaben machen den Fak-
tor Arbeit in Deutschland auf Dau-
er nicht mehr wettbewerbsfähig“, 
so die CDU-Politikerin.

Zuspruch erhielt sie umgehend 
von Rainer Dulger. Deutschland 
müsse wieder mehr arbeiten, da-
mit unser Wohlstand auch morgen 
noch Bestand hat, so der Präsident 
der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände (BDA). 
Darüber hinaus stehen „effi  zientere 
Verwendung von Sozialleistungen, 
der Abbau übermäßiger Bürokratie 
und eine spürbare Reduzierung der 
Sozialabgaben“ ganz oben auf der 
Wunschliste des Unternehmerver-
bands. „Wir müssen diesen Sozial-
staat dringend reformieren. Wir 
können uns nicht mehr alles leis-
ten, was wir uns wünschen“, lautet 
die unmissverständliche Botschaft 
Dulgers in Zeiten der „Kriegstüch-
tigkeit“ an das politische Personal.

Im krassen Gegensatz hierzu steht 
der jüngste Bericht des Europarats 
zur Sozialpolitik Deutschlands. Das 
hohe Maß an Armut und sozialer 
Benachteiligung stehe in keinem Ver-
hältnis zum Reichtum des Landes 
und es bedürfe größerer Anstren-
gung bei der Bekämpfung von Ar-
mut, Wohnungslosigkeit und Aus-
grenzung, so das vernichtende Ur-
teil der von der EU unabhängigen, 
1949 zum Schutz von Demokratie, 
Menschenrechten und Rechtsstaat 
in Europa gegründeten Institution.

Eine Analyse, die durch Un-
tersuchungen des Instituts für Ma-
kroökonomie und Konjunkturfor-
schung (IMK) der Hans-Böckler-Stif-
tung untermauert wird: Die Staats- 
und Sozialausgaben sind hierzulan-
de – anders als behauptet – weder 

besonders hoch noch zuletzt stark 
gewachsen. Betrachtet man die preis-
bereinigte Entwicklung der öff entli-
chen Sozialausgaben in den vergan-
genen 20 Jahren im internationalen 
Vergleich, zeigt sich: Unter 27 Län-
dern der Industriestaatenorganisa-
tion OECD liegt Deutschland mit 
einem Zuwachs von insgesamt 26 
Prozent auf dem drittletzten Platz, 
so das gewerkschaftsnahe Institut. 

Weit vorne rangieren Neuseeland 
mit einem Plus von 136 Prozent, 
Island mit 131 Prozent und Irland 
mit 130 Prozent. Selbst in Staaten 
wie den USA mit 83 Prozent oder 
Großbritannien mit 59 Prozent war 
der Anstieg der Sozialausgaben deut-
lich höher als in der Bundesrepublik.

Mit einem Anteil der staatlichen 
Sozialausgaben am Bruttoinlands-
produkt (BIP) mit aktuell 26,7 Pro-
zent belegt Deutschland ebenfalls 
keinen Spitzenplatz, sondern liegt 
laut IMK nur auf Rang 7 der 18 
reichen OECD-Länder in Westeu-
ropa und Nordamerika. Und auch 
die Staatsquote, die dem Verhältnis 
zwischen den gesamten staatlichen 
Ausgaben einschließlich der Sozial-
ausgaben und dem BIP entspricht, ist 
hierzulande mit 48,2 Prozent gering-
fügig niedriger als der EU-Durch-
schnitt von 48,9 Prozent.

Spätestens mit der sogenannten 
„Zeitenwende“ spielen solche öko-
nomischen Fakten keine Rolle mehr. 
Schließlich erweisen sich Aufrüs-
tung und (Stellvertreter)-Kriege als 
äußerst wirksame Instrumente zur 
Umverteilung von unten nach oben. 
Während der militärisch-industriel-
le Komplex mit Milliardensummen 
subventioniert wird, bezahlen dies 
die Kolleginnen und Kollegen hier-
zulande mit längerer Arbeitszeit, 
geringeren Renten und schlechte-
rer Absicherung von Arbeitslosig-
keit und Armut – und die Men-
schen in den Kriegsgebieten häufi g 
mit dem Leben. Angesichts dieser 
Entwicklungen wird deutlich: Wer 
nichts gegen den Rüstungswettlauf 
tut, wird keine Tarifpolitik im Sin-
ne der Beschäftigten machen kön-
nen. Anders formuliert: Wir sollten
uns die Butter nicht vom Brot neh-
men lassen – erst recht nicht für 
Kanonen.

Ulf Immelt 
Gewerkschaftssekretär

 DGB Bezirk Hessen-Thüringen 
Region Mittelhessen

Ulf Immelt

Sollwerte des 
Haushaltsjahres
2024

Betrag (in Tausend Euro): 
476.807.656
Anteil an Gesamthaushalt:
100%
© 2025 Bundesministerium
der Finanzen
(Quelle: www.bundeshaushalt.de)

s 
res

alt.de)
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Nachrichten 

 

Name Schule Kontakt

Dominique Akoury Friedrich-Fröbel-Schule dominique.akoury@gew-frankfurt.de

Christina Avellini Adornogymnasium christina.avellini@gew-frankfurt.de

Meike Bär Friedrich-Dessauer-Gymnasium meike.baer@gew-frankfurt.de

Claudia Bremer Friedrich-Dessauer-Gymnasium claudia.bremer@gew-frankfurt.de

Diane Fehrensen Freiligrathschule diane.fehrensen@gew-frankfurt.de
Enis Gülegen Philipp-Holzmann-Schule enis.guelegen@gew-frankfurt.de

Sebastian Guttmann BFZ-Frankfurt-West sebastian.guttmann@gew-frankfurt.de

Susanne Hüttig Stauffenbergschule susanne.huettig@gew-frankfurt.de

Sylvia Jasarevic Julius-Leber-Schule sylvia.jasarevic@ gew-frankfurt.de

Christina Kolb Klingerschule christina.kolb@gew-frankfurt.de

Dirk Kretschmer Max-Beckmann-Schule dirk.kretschmer@gew-frankfurt.de

Frauke Matthes Bergiusschule frauke.matthes@gew-frankfurt.de

Andrea Peters Panoramaschule andrea.peters@gew-frankfurt.de

Felix Pressel Diesterwegschule felix.pressel@gew-frankfurt.de

Laura Preusker Münzenbergerschule laura.preusker@gew-frankfurt.de

Wibke Rausch Max-Beckmann-Schule wibke.rausch@gew-frankfurt.de

Katja Weber Ernst-Reuter-Schule II katja.weber@gew-frankfurt.de

Henrich Zorko Ernst-Reuter-Schule II henrich.zorko@gew-frankfurt.de

Nachrücker*innen und Gewerkschaftsbeauftragte

Nancy Heptner Viktor-Frankl-Schule nancy.heptner@gew-frankfurt.de

Sam Logan Ernst-Reuter-Schule I  sam.logan@gew-frankfurt.de

GEW-Mitglieder im Gesamtpersonalrat Schule

Gesamtpersonalratsbüro:  Breitlacherstraße 92  ·  60489 Frankfurt  ·  gprs.ssa.frankfurt@kultus.hessen.de
Telefon 069 - 4500488-902 oder -903. –  Am besten funktioniert die Kontaktaufnahme per Mail!

Zuständigkeiten 

Arbeits- und
Gesundheitsschutz

   Meike Bär und
   Laura Preusker

Berufl iche Schulen: Susanne Hüttig Förderschulen: Sebastian Guttmann 
Gesamtschulen: Katja Weber Grundschulen: Dominique Akoury und Laura Preusker 
Haupt- u. Realschulen: Katja Weber  Gymnasien:  Christina Avellini 

Beratung bei länder übergreifenden und hessenweiten Versetzungen

Fragen von 
Tarifbeschäftigten

Vorsitzendenteam Meike Bär und Sebastian Guttmann

Susanne Hüttig, Andrea Peters
und Felix Pressel

Beginn des Schuljahrs an 
Frankfurter Schulen
Wie jedes Schuljahr wurde uns vom 
Staatlichen Schulamt mitgeteilt, dass 
die Schulen personell so versorgt 
seien, dass die Grundunterrichts-
versorgung gewährleistet sei. Inzwi-
schen sollte aber allen klar sein, dass 
dies keine gute Nachricht ist, denn 
Grundunterrichtsversorgung bedeu-
tet, dass nur das Notwendigste gera-
de so abgedeckt ist: der Unterricht 
nach Stundentafel. Keine zusätzli-
chen Förderstunden und Doppelste-
ckungen, keine zusätzlichen Mittel 
(Stichwort 104 Prozent und Sozial-
index), keine Reserve für ausfallen-
de Lehrkräfte und vieles mehr. Da-
rüber hinaus muss der Personalbe-
darf zunehmend durch die Einstel-
lung wenig qualifi zierter und kaum 
mit schulisch-organisatorischen Ab-
läufen vertrauten Personen gedeckt 
werden. Da die Einarbeitung und 
Begleitung dieser Kol le g:in nen vor 
Ort von den erfahrenen Lehrkräf-
ten erfolgt, führt auch dies wieder 
zu einer höheren Belastung. Aus die-
sem Grund versuchen wir zu errei-
chen, dass es ähnlich wie bei Lehr-
kräften im Vorbereitungsdienst und 
Quereinsteigern einerseits eine Ent-
lastung für „Men to r:in nen“ zu er-
reichen. Andererseits halten wir es 
auch im Sinne der Unterrichtsqua-
lität für wichtig, dass es begleitende 
pädagogische und didaktische Fort-
bildungen für die neu eingestellten 
Kol le g:in nen gibt.

Große Schwierigkeiten berei-
tet an vielen Frankfurter Schu-
len auch die Gebäudesituation. 
In den Sommerferien wurde be-
kannt, dass das Hauptgebäude 
der IGS Süd aus statischen Grün-
den nicht mehr genutzt werden
darf. Wir kritisieren, dass diese In-
formation erst in der Mitte der un-
terrichtsfreien Sommerferienzeit 
mitgeteilt wurde, obwohl sie be-
reits in der letzten Schulwoche be-
kannt war. Auch die für die Vertre-
tung des Personals zuständigen Gre-
mien (Personalräte und Schwer be-
hin der ten ver tre tung) wurden nicht 
informiert, sodass sie (und damit 
auch wir) nur mit Verzögerung tä-
tig werden konnten. Jetzt setzen wir 
uns für konkrete Entlastungen für 
durch den Notfallumzug entstan-
denen Mehrarbeit und Probleme 
von Kol le g:in nen ein.

Darüber hinaus sind die Gebäu-
deprobleme der IGS Süd kein Al-
leinstellungsmerkmal, sondern ein 
exemplarisches Beispiel für den in 
Frankfurt immer noch nicht über-
wundenen Sanierungsstau, der die 
Arbeits- und Lernbedingungen an 
vielen Schulen stark beeinträchtigt. 
Deshalb setzen wir uns an vielen 
Stellen für eine Beschleunigung der 
Sanierungen an allen Schulen ein 
und kümmern uns auch um die kon-
kreten Anliegen weiterer Schulen, 
beispielsweise durch Thematisie-
rung im Arbeitsschutzausschuss.

Befristet Beschäftigte – Sommer-
ferienbezahlung – Lebensarbeits-
zeitkonto
Nachdem der Erlass zur Sommerfe-
rienbezahlung an einer Stelle verbes-
sert wurde, sind noch einmal mehr 
befristet Beschäftigte über die Som-
merferien beschäftigt worden. Auch 
wenn jetzt ein Großteil der befristet 
Beschäftigten über die Sommerferien 
bezahlt werden, gibt es aber leider 
immer noch Ausnahmen. Wir bit-

ten deshalb insbesondere die Perso-
nalräte, darauf zu achten, dass neu 
geschlossene Verträge bereits den 
Zeitraum der Sommerferien bein-
halten und wenn dies nicht der Fall 
ist, nach dem Grund dafür zu fra-
gen und zu versuchen, darauf hin-
zuwirken, dass eine Verlängerung 
rechtzeitig vor den Sommerferien 
stattfi ndet. 

Auch sollte beachtet werden, 
dass auch befristet Beschäftigte 
Stunden für das Lebensarbeitszeit-
konto einarbeiten. Da der reguläre 
Weg des Ausgleichs (Inanspruch-
nahme im Schuljahr vor dem Ein-
tritt in den Ruhestand) in der Regel 
nicht möglich ist, soll der Ausgleich 
innerhalb des Be schäf ti gungs zeit-
raums erfolgen. Wenn der Vertrag 
kürzer als ein Schuljahr läuft, er-
folgt der Ausgleich fi nanziell durch 
die Bezügestelle. Bei einem über das 
ganze Schuljahr laufenden Vertrag 
soll ein Zeitausgleich an der Schule
erfolgen. Wir empfehlen, diesen am 
Anfang der Beschäftigung gemein-
sam festzulegen, da ansonsten zu-
mindest die Gefahr besteht, dass es 
in der Hektik des Schuljahres ver-
gessen wird.

Kinderkranktage
Es gibt einen neuen Erlass des Innen-
ministeriums, bzw. eine neue Erläu-
terung zum alten Erlass. Hier wird 
ausgeführt, dass keine Notwendig-
keit besteht, an der Pfl icht zur Vor-
lage eines ärztlichen Attests bei Er-
krankung eines Kindes einer Beam-
tin oder eines Beamten bereits ab 
dem ersten Krankheitstag festzuhal-
ten. Aus Gründen des Abbaus von 
bürokratischen Hindernissen soll al-
so im Regelfall ein ärztliches Attest 
erst eingefordert werden, wenn die 
Abwesenheitszeit länger als drei Ka-
lendertage andauert. Wir begrüßen 
diesen Bürokratieabbau, durch den 
Kol le g:in nen, Ärz t:in nen und Schul-
leitungen entlastet werden.

Nutzung privater Smartphones
für dienstliche Zwecke
Seit Ende des letzten Schuljahrs the-
matisieren wir mit dem Staatlichen 
Schulamt die Problematik, dass es 
zunehmend Situationen gibt, in de-
nen erwartet wird, dass Kol le g:in-
nen ihre privaten mobilen Endge-
räte (in der Regel Smartphones) zur 
Erledigung dienstlicher Angelegen-
heiten nutzen, wenn gerade kein 
Schultelefon in der Nähe ist – sei es 
auf Klassenfahrten, Ausfl ügen, auf 
dem Sportplatz oder um bei Unter-
richtsbeginn vom Klassenraum aus 
die Eltern nicht abgemeldeter Schü-
le r:in nen zu erreichen. Dies kann 
aus unserer Sicht – auch aufgrund 
der Menge und der Erwartungen – 
kein haltbarer Zustand sein, wes-
halb wir hier mit dem Staatlichen 
Schulamt und dem Schulträger in 
einen intensiven Austausch gehen, 
wie diesem Problem begegnet wer-
den kann. Da wir vermuten, dass es 
hier keine „schnelle“ Lösung gibt, 
werden wir weiter regelmäßig dar-
über berichten. 

Dienstvereinbarung Teilzeit 
Wir bekommen regelmäßig Be-
schwerden von Teilzeitkräften, die 
durch nichtteilbare Dienstpfl ichten 
und andere nicht anteilig berechnete 
Tätigkeiten zusätzliche Arbeit leisten 
müssen. Insbesondere erstaunt uns, 
dass häufi g kein Ausgleich für Klas-
senfahrten erfolgt oder sogar un-
sinnige Vorschläge hierzu gemacht 
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Wiesbaden: Nach Ansicht von drei 
Schulleitungsverbänden, dem Grund-
schulverband und der GEW Hessen 
leidet die schulische Bildung in Hes-
sen unter einem massiven Mangel
an Ressourcen. Sie fordern das Kul-
tusministerium auf, gemeinsam mit 
allen relevanten bildungspolitischen 
Akteuren auf Basis eines ergebnis-
offenen Dialogprozesses die beste-
henden Probleme zu lösen.
 
Der Lehrkräftemangel sowie die hohe Zahl 
von nicht besetzten Schulleitungsstellen 
sind laut der sechsten Frankfurter Erklärung 
die zentralen Probleme im Schulbereich. 
Um das zukünftig erforderliche qualifi zierte 
Personal zu gewinnen, müsse die Arbeits-
belastung der Lehrkräfte und der Schullei-

tungen reduziert werden. Dazu gehöre die 
Herstellung einer echten Multiprofessiona-
lität z.B. durch mehr IT-Spe zi a lis t*in nen und 
Schul psy cho lo g*in nen. Die Digitalisierung 
an den Schulen sei insbesondere deshalb 
problematisch, weil das erforderliche Fach-
personal für den technischen Support fehle.

Um in allen Lehrämtern die erforder-
liche Zahl an ausgebildeten Lehrkräften vor-
halten zu können, solle sich die Landesregie-
rung für einen Staatsvertrag einsetzen, der 
bundesweit verbindliche Ausbildungsquo-
ten festschreibt. Außerdem wird gefordert, 
für befristet beschäftigte Lehrkräfte ohne 
abgeschlossene Lehramtsausbildung klare 
Qualifi zierungswege zu schaffen, um diesen
eine langfristige berufl iche Perspektiven 
zu bieten. Weitere Forderungen beziehen 
sich auf die Beseitigung des Investitions-

staus im Schulbereich und ausreichende fi -
nanzielle Mittel sowohl für eine gelingende 
Inklusion als auch für die Umsetzung des 
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung 
an den Grundschulen ab dem kommen-
den Schuljahr.

Insgesamt sehen die unterzeichnenden Or-
ganisationen in ihrer Erklärung die fl ächen-
deckende Erfüllung des Bildungs- und Er-
ziehungsauftrags der hessischen Schulen 
als zunehmend gefährdet. Deshalb soll das 
Kultusministerium „einen transparenten 
und ergebnisorientierten Dialogprozess ini-
tiieren, der unter Einbezug von Lehrkräften, 

Schulleitungen, Schulaufsicht, Lernenden, 
Eltern sowie aller relevanten Gewerkschaf-
ten und Fachverbände konkrete Lösungen 
entwickelt.“ 

Ziel müsse es sein, die Rahmenbedin-
gungen für schulisches Arbeiten spürbar 
und nachhaltig zu verbessern, Bildungs-
ungleichheiten aktiv abzubauen und Schu-
len in ihrer pädagogischen, demokratischen 
und gesellschaftlichen Verantwortung zu 
stärken.

Die sechste Frankfurter Erklärung (download 
unter gew-hessen.de) wird von den folgenden 
Verbänden getragen:

–  Arbeitsgemeinschaft der Direktorinnen und Di-
rektoren an den berufl ichen Schulen und den Stu-
dienseminaren für die berufl ichen Schulen (AGD),

 –  Arbeitskreis der Direktorinnen und Direktoren 
hessischer Gesamtschulen (AK Gesamtschulen),

– Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
Hessen (GEW),

– Grundschulverband, Landesgruppe Hessen,

–  Interessenverband Hessischer Schulleitungen 
(IHS).

aus dem Gesamtpersonalrat

Nachrichten aus dem
Hauptpersonalrat

Das Ministerium informiert, dass 
sich die „Handreichung zum Um-
gang mit sexuellen Übergriff en im 
schulischen Kontext“ in der Über-
arbeitung befi ndet.

Stabsstelle Wertevermittlung
Das HMKB hat in der Abteilung III 
ein neues Querschnittsreferat ge-
gründet mit den Themenschwer-
punkten Wertevermittlung, politi-
sche Bildung und Extremismusprä-
vention. Der Themenkomplex Wer-
tevermittlung wird dem HPRS vor-
gestellt und ist im Wesentlichen ein 
Beratungs- und Unterstützungsan-
gebot des HMKB. Das vorher kom-
munizierte neue, zusätzliche Unter-
richtsfach und die Kontrolle der 
Durchführungen durch die Schul-
lei tun gen werden nicht umgesetzt. 
Ein neuer Erlass diesbezüglich ist 
nicht in Arbeit, es gehe lediglich ein

Ministerbrief an die Schulen, der 
über die Unterstützungsangebote 
und Hilfestellungen informiert.

DELF scolaire intégré
Das HMKB stellt die Neuerungen 
des DELF Zertifi kats, als Pilotpro-
jekt DELF scolaire intégré, vor. Das 
Zertifi kat wird in den Französisch-
unterricht integriert und soll somit 
sowohl für Lehrkräfte als auch für 
Schülerinnen und Schüler attrak-
tiver sein. Der schriftliche Teil der 
Prüfung wird nun von allen Kurs-
teilnehmenden in Form einer Klas-
senarbeit absolviert und ersetzt so-
mit diese. Für Schülerinnen und 
Schüler, die bei der Klausur gut ab-
geschnitten haben, bietet sich die 
Möglichkeit an dem mündlichen 
Teil der DELF Prüfung teilzuneh-
men. Pro Pilotschule sind mindes-
tens Lehrkräfte mit der Fakultas 
Französisch erforderlich, die als 
Prüferin oder Prüfer für das DELF 
scolaire intégré zertifiziert sind. 
Trotz neuer Zertifi zierungsstruktu-
ren bleiben bestehende Zertifi kate 
gültig, sofern sie nicht älter als fünf 
Jahre sind. Zertifi zierungen nach 
dem neuen Maßstab behalten zehn 
Jahre ihre Gültigkeit. 

Geplante Ergänzung des Einstel-
lungserlasses zur Einstellung
von Lehrkräften in der Tätigkeit 
von Förderschullehrkräften für
den Förderschulunterricht
Das HMKB plant eine unbefristete 
Einstellung von Personen mit un-
terschiedlichen „Professionen“ als 
Lehrkräfte zu ermöglichen, die be-
reits jetzt an hessischen Förderschu-
len tätig sind. Dies soll im Rahmen 
von schulbezogenen Ausschreibun-
gen erfolgen, um somit dem zuneh-
menden Lehrkräftemangel im För-
derschulbereich entgegenzuwirken. 
Der HPRS kritisiert die Entprofes-
sionalisierung scharf und lehnt die 
geplante Maßnahme ab, konnte sich 
jedoch in der Einigungsstelle nicht 
durchsetzen. Der Erlass soll auf drei 
Jahre befristet und nach zwei Jah-
ren evaluiert werden.

werden („nehmen Sie Ihren Aus-
gleichstag doch in den Ferien!“). 
Das Staatliche Schulamt ist mit uns 
sehr einig, dass eine Veranstaltung 
mit Schü le r:in nen nur durch einen 
(wegfallenden) Tag(e) mit Schü le-
r:in nen ausgeglichen werden kann. 
Der Ausgleich für die Mehrarbeit 
von Teilzeitbeschäftigten bei Klas-
senfahrten ist rechtzeitig vor der 
Klassenfahrt zu verhandeln.

Dies zeigt uns aber auch, dass 
noch nicht an allen Schulen die 
Dienst ver ein ba rung Teilzeit beach-
tet wird bzw. bekannt ist. Diese hat
der Gesamtpersonalrat Schule mit 
dem Staatlichen Schulamt im Jahr 
2023 abgeschlossen und sie gilt an al-
len staatlichen Frankfurter Schulen. 
Sie ist unter https://www.gew-frank-
furt.de/mitbestimmung/schulperso-
nalrat/material-fuer-den-schul-
personalrat oder dem neben-
stehenden QR-Code zu fi nden.

An gleicher Stelle stehen 
auch noch die weiteren aktu-
ell bestehenden Dienstverein-
barungen zwischen dem Ge-
samtpersonalrat Schule und dem 
Staatlichen Schulamt Frankfurt 
sowie viele weitere hilfreichen 
Materialien. 

Personalrätliche Mitbestim-
mung bei Mehrarbeit
Was lange währt wird endlich 
gut. Nach intensiven Verhandlun-
gen konnten sich der Gesamtper-
sonalrat Schule und das Staatliche 
Schulamt auf eine Dienstvereinba-
rung einigen, die regeln soll, wann 
und wie die personalrätliche Mitbe-
stimmung bei planbarer und auch 
nicht planbarer Mehrarbeit (seit 
2023 ist diese nach HPVG § 78 mit-
bestimmungspfl ichtig) an den Schu-
len umgesetzt werden muss. Dies soll 
und wird eine Hilfe für die Arbeit 
der Personalräte an den Schulen sein 
und wird auch zu einer Senkung der 
Überlastung beitragen, wenn die an 
vielen Punkten bestehende Mitbe-
stimmung zugunsten der Kol le g:in-
nen und ihrer Arbeitsbedingungen 
ausgeübt werden kann. Wir wer-
den die Vereinbarung, wenn sie un-
terschrieben ist, ebenfalls auf der 
Home page der GEW Frankfurt zur 
Verfügung stellen. 

Personalratsschulungen
Auch in diesem Schuljahr empfehlen 
wir die durch die Lehrkräfteakade-
mie organisierten Personalrätelehr-
gänge – man fi ndet sie, wenn man 
hier https://akkreditierung.hessen.
de/catalog in das Freitextfeld Perso-
nalräte Süd (für Südhessen) eingibt 
und die anderen Felder leer lässt. 

Diese fi nden dann in Frankfurt 
statt. Die Grundschulungen 1– 4 
sind thematisch unabhängig vonein-
ander, man muss nicht 2 besucht ha-
ben um 3 oder 4 zu verstehen, man
kann nach Interessensgebieten ge-
hen. Hier die Termine für die nächs-
ten Schulungen: 29./30. September 
die Grundschulung 2, am 23./ 24. 
Oktober die Grundschulung 3 und 
dann am 1. / 2. Dezember die Grund-
schulung  4 statt.

Die nächste Schulung der GEW-
Fraktion im Gesamtpersonalrat für 
Frankfurter Schulpersonalräte, die 
gemeinsam mit der lea-Bildungsge-
sellschaft organisiert wird, fi ndet am 
26. November 2025 statt. 

Betriebsärzliche Sprechstunde
Es werden weiterhin die von uns an-
geregten betriebsärztliche Sprech-
stunden angeboten, die nicht über 
die offi  zielle Anmeldung des Me-
dical Airport Service geht: letzte-
rer Weg hat den Nachteil, dass der 
Schulleitung aus haushalterischen 
Gründen angezeigt wird, dass je-
mand diese Beratung in Anspruch 
genommen hat. Das wünscht nicht 
jede:r. Man kann sich bei Hr. Dr. 
Jänsch persönlich anmelden und 
diskret eine Beratung in Anspruch 
nehmen. An folgenden Tagen wer-
den Termine angeboten: 12.09., 

17.10., 28.11.2025 – jeweils nach 
persönlicher Anmeldung im Raum 
„Kaiserdom“ (3. OG.05.018) in 
der Breitlacherstraße 92 in Rödel-
heim, wo das Staatliche Schulamt 
jetzt angesiedelt ist. 

Handlungsleitfaden Gewalt gegen 
Beschäftigte 
Es gibt seit diesem Jahr einen Hand-
lungsleitfaden zu Gewalterfahrun-
gen von Beschäftigten an Schulen: 
hier gab es vor einigen Monaten ei-
ne Handreichung aus dem HMKB, 
die unserer Auff assung nach den 
Gewaltbegriff  viel zu eng eingrenz-
te (nämlich überwiegend juristisch 
auf physische Gewalt und „körper-
lichen Zwang“). 

Unser Beitrag zur Frankfurter 
Variante war, diesen Begriff  zu schär-
fen und das Amt darum zu bitten, 
konkrete Ansprechpartner und Ab-
läufe zu nennen. Uns war es ein An-
liegen, dass Gewalt defi niert wird 
als „ein komplexes Feld von Hand-
lungen, die von verbaler Aggressi-
on über Bedrohung, Herabsetzung 
oder sexualisierter verbaler Gewalt 
bis hin zu tätlichen Übergriff en rei-
chen kann. Gewalt kann in Form 
von phy si schen Übergriff en, in psy-
chischer Form (z. B. durch Beleidi-
gungen, Verleumdungen, Verwen-
dung diskriminierender Begriffe, 
Bloß stel lun gen, Diskriminierun-
gen in Bezug auf religiösen Glau-
ben, ethnische Zugehörigkeit, se-
xuelle Orientierung, Aussehen, Ein-
schränkungen, Weltanschauung), als 
aggressives Verhalten, oder durch 
ausgenutztes Machtgefälle erfolgen 
und fi ndet häufi g auch im virtuellen 
Raum statt.“ Mit dieser Defi nition 
hat auch jede:r Beschäftigte, der/die 
so etwas erfährt, das Recht darauf, 
dass Abhilfe geschaff en wird – und 
auch jede Schule, dass hier präven-
tiv gearbeitet wird. 

Genannte Faktoren sollen im 
Rahmen der Schutzkonzepterstel-
lung in die Risikoanalyse der Schu-
le integriert werden. Die Gefahr ei-
ner Gewaltausübung gegenüber Be-
schäftigten am Arbeitsplatz kann 
ein erheblicher psychischer Gefähr-
dungsfaktor sein und es gilt bei der 
Gefahrenverhütung grundsätzlich, 
dass ein Risiko möglichst minimiert 

werden muss, kollektive und arbeits-
organisatorische Maßnahmen ha-
ben hierbei Vorrang vor individu-
ellen Schutzmaßnahmen. Die Vor-
gesetzte bzw. der Vorgesetzte ist bei 
Kenntnisnahme von Gewalt gegen-
über den Mitarbeitenden verpfl ich-
tet, für Abhilfe zu sorgen. Diese Ver-
antwortung ist hier jetzt klar defi -
niert und könnte sich in ihren kon-
kreten Ausformungen im Rahmen 
der kollegialen oder Personalratsar-
beit (Ablaufabsprachen oder Bean-
tragung von Maßnahmen zu Trans-
parenz, Kommunikation, Partizi-
pation, Schutzkonzepte etc.) oder 
der Gesamtkonferenz festigen. (...)

Auch ist es wichtig für Kol le g:in nen 
zu wissen, dass die erste Anlaufstel-
le im SSA die Schulpsychologie sein 
kann, wenn sie zum Beispiel die nöti-
ge Unterstützung in der Schule nicht 
fi nden oder sie sich unsicher sind. 
Die Schulpsychologie kann wiede-
rum in Absprache mit den Betrof-
fenen entscheiden, ob Ju ris t:in nen 
und De zer nen t:in eingeschaltet wer-

den soll und wie im Folgenden ver-
fahren wird. 

Wir sind natürlich sehr interes-
siert daran, ob diese Abläufe dann 
auch gut im Sinne der Kolleg:innen 
funktionieren und freuen uns über 
Rückmeldungen: das Ganze ist si-
cher eine Arbeit, die fortlaufend und 
konsequent verbessert und fortge-
führt werden muss.

Umzug und geänderte Kontakt-
daten
Das Staatliche Schulamt Frankfurt 
ist seit Oktober 2024 umgezogen 
(und somit auch der GPRS!).

Bitte nur noch folgende Kon-
taktdaten nutzen:
Gesamtpersonalrat Schule
am Staatlichen Schulamt 
für die Stadt Frankfurt am Main
Breitlacherstraße 92
60489 Frankfurt am Main
Tel.: 069-4500488 / 902 oder 903
gprs.ssa.frankfurt@kultus.hes-
sen.de

Am besten funktioniert die Kon-
taktaufnahme per Mail!

Mangel an Ressourcen gefährdet Erfolg 
schulischer Bildung in Hessen
Sechste Frankfurter Erklärung vorgestellt
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Kommunale Bildungspolitik war für 
die Frankfurter GEW immer schon 
ein Feld, auf dem sie aktiv ins Ge-
schehen eingegriff en hat. Wer die 
FLZ der vergangenen Jahrzehnte 
durchblättert, fi ndet viele Analysen 
zu den Bildungshaushalten, Vor-
schläge für die Schulentwicklungs-
pläne, Auseinandersetzungen um 
die Volkshochschule und die Kitas, 
aber auch um die Asbestsanierung 
von Bildungseinrichtungen.

Die GEW war die erste Organi-
sation, welche die Unterfi nanzierung 
der Bildung in Frankfurt zum öf-
fentlichen Thema machte. Die GEW 
hat viel dafür getan, dass die Prob-
leme nicht wie in anderen Kommu-
nen über private und teure PPP-Fi-
nanzmodelle angegangen wurden. 
Ganz durchsetzen konnte sie sich 
dabei zwar nicht, aber das Funda-
ment für das Problembewusstsein 
auch bei den politisch Verantwort-
lichen konnte doch gelegt werden. 

Auch in Bezug auf die Ausstat-
tung der Schulen insbesondere mit 
der IT-Infrastruktur und vor allem 
ihrer Betreuung hat die GEW lan-
ge Auseinandersetzungen geführt. 
Und schließlich sind unsere Forde-
rungen nach Rekommunalisierung 
der Schulreinigung und der Essens-
versorgung zwar vom Bildungsde-
zernat anerkannt, aber noch nicht 
umgesetzt.

Für die kommende Kommunalwahl 
erwartet die GEW vom Bildungsde-
zernat in Frankfurt am Main, eine 
Bildungsinfrastruktur anzustreben,
 
n  die auf sozialen Ausgleich zielt 
und die Arbeits- und Lernbedingun-
gen verbessert, und

n  der es gleichzeitig gelingt, ei-
nen riesigen Investitions- und Sa-
nierungsstau aus Vorgängerregie-
rungen abzuarbeiten,

n  ohne dabei den Versuchungen 
zu erliegen, zu Privatisierungslö-
sungen zu greifen, wie dies bei an-
deren Kommunen geschieht,

n  und die den Planungs- und Um-
setzungsprozess mit größtmöglicher 
Transparenz praktiziert.

Die GEW wird deshalb im bereits 
angelaufenen Wahlkampf insbe-
sondere die folgenden Aspekte the-
matisieren.

Die Zeiten, in denen der Schulent-
wicklungsplan nur alle fünf Jahre 
fortgeschrieben wurde, wie es das 
Gesetz verlangt, und in denen es 
mit der Zuweisung von ein paar 
Millionen Euro mehr an Investiti-
onsmitteln getan ist, sind endgültig 
Vergangenheit.

27 Jahre (1989 – 2016) war das Bil-
dungsdezernat ununterbrochen in 
der Regie der Grünen. 9 Jahre (seit 

2016) steht Sylvia Weber, SPD, an 
der Spitze des Dezernats.

Der Unterschied zeigt sich am Auf-
fallendsten in den folgenden Punk-
ten:

n  in der Zahl der neu gebauten Schu-
len: In 27 Jahren wurden neu gebaut: 
4 Schulen (hier liegt die Grundlage 
der heutigen Probleme)

In 9 Jahren wurden neu gebaut: 
13 Schulen (die auch nicht ausrei-
chend sind)

n und in den stark erhöhten Investi-
tionsmitteln, nicht zuletzt für den aufge-
stauten Sanierungsbedarf: Dem Erhalt 
der Substanz wurde in der Vergan-
genheit ebenfalls zu wenig Aufmerk-
samkeit gewidmet. Dass Gebäude 
und andere Infrastruktur sich abnut-
zen, sollte eigentlich mit der Bildung 
einer Rücklage für Abschreibungen 
sichtbar gemacht werden. Die ver-
anschlagte Abschreibungsquote im 
Haushalt ist aber viel zu niedrig. 
Das scheint den Verantwortlichen 
in der Vergangenheit nicht weiter 
aufgefallen zu sein, jedenfalls wur-
de es nicht öff entlich thematisiert.

 Je länger aber auf die Sanie-
rung gewartet werden muss, weil 
Planung und Beauftragung nicht 
nachkommen, desto unerträglicher 
und desto teurer wird es. Von daher 
setzt die GEW einige Hoff ung in die 
neu mobilisierten Kapazitäten bei 
der ABG und mit der Bildungsbau-
gesellschaft.

n Neue Schulentwicklungsplanung: 
jährliche Fortschreibung statt alle 
5 Jahre.

Die Erfahrungen der 
letzten Jahre
Der riesige Bedarf an Investitions-
mitteln musste zunächst erst einmal 
politisch erstritten werden

Der Magistrat glaubte 2007 
noch, weniger Geld zu brauchen 
und verschenkte es an die großen 
Gewerbesteuerzahler:

Seit 2007 verzichtet die Stadt 
durch die selbst beschlossene Sen-
kung des Gewerbesteuerhebesat-
zes jährlich auf über 100 Mio. Eu-
ro, bis heute auf fast 2  Milliarden 
Euro. Außer der Linken hat nur die 
SPD daran Kritik geübt und eine
Korrektur gefordert.

Als die GEW 2018 und kurz da-
nach auch die SPD 1 Milliarde Euro 
allein für Bauunterhalt und Sanie-
rung der Frankfurter Schulen for-

derte, erregte dies noch ziemliches 
Aufsehen.

Inzwischen veranschlagt die 
GEW für Sanierung und Neubau-
ten in  Frankfurt mindestens 2,5 
Milliarden Euro, was auch vom 
Bildungsdezernat bestätigt wird.

Die Schulbauoff ensive ist von der 
Stadtverordnetenversammlung be-
schlossen, und muss nun regelmäßig 
mit Haushaltsmitteln hinterlegt wer-
den, so dass die Maßnahmen auch 
umgesetzt werden können.

Hintergründe

Frankfurt a.M. wächst seit 2011. 
Eine wachsende Stadt benötigt aber 
eben auch eine entsprechende Bil-
dungsinfrastruktur

40 Jahre lang, von 1970 bis 
2011 bewegte sich die Einwohner-
zahl fast ausnahmslos unter der von 
1970 mit rund 670.000 Einwohnern. 
Erst ab 2011 stieg sie bis 2020 um 
13 Prozent auf 764.000 Einwohner. 
In einer Prognose des Bürgeramts 
für Statistik von 2023 wird 2028 
die 800.000-Marke geknackt. Bis 
2045 werden 843.000 Einwohner 
erwartet.

Von 2011 bis 2016 
war der Bevölkerungs-
zuwachs bereits ein Pro-
blem für die grüne Bil-
dungsdezernentin Sa-
rah Sorge. 

Der riesige Nachholbe-
darf kann nur mit zu-

sätzlichen personellen Kapazitäten 
bewältigt werden.

Für diese Erkenntnis musste die GEW 
viel Aufwand betreiben, bis sie in der 
Öff entlichkeit ankam! Denn in der 
ökonomischen Theorie haben die 
„Investitionen“ fast immer den Vor-
rang vor den Personalausgaben, die 
auch noch als “konsumtive Ausga-
ben“ bezeichnet werden. Und auch 
die Politik verweist gern auf vorzeig-
bare Gebäude, scheut aber die da-
vor und danach auf sie zukommen-
den „laufenden“ Personalausgaben.

ligten Mittel abrufen, weil das in 
der Vergangenheit abgebaute Per-
sonal für Planung, Ausschreibun-
gen und Controlling fehlte. Ähnli-
ches gilt für Sanierungen. Das Prob-
lem ist inzwischen in der offi  ziellen 
Politik angekommen, Stellen wur-
den aufgestockt, können aber nicht 
in vollem Umfang besetzt werden. 
Tatsächlich waren 2023 ein Fünf-
tel der Planstellen im Stadtschul-
amt und im Amt für Bau und Im-
mobilien nicht besetzt.

Deshalb hat die Dezernentin 
inzwischen ein Unterstützungsnetz-
werk für die „Schulbauoff ensive“ 
geschaff en, das neben dem Dezer-
nat und der Stabsstelle Schulbau, 
dem Stadtschulamt und dem Amt 
für Bau und Immobilien aus fol-
genden drei Komponenten besteht:

n Eine erfahrene externe Projekt-
steuerung unterstützt die Stabsstel-
le und ermöglicht Kosten-Termin- 
und Qualitätskontrolle.

n Für kleinere Sanierungsmaßnah-
men an Schulen wurde im Jahr 2024 
eine Kooperation mit der städtischen 
ABG begonnen. 
Das hilft, um Sanierungsmaßnah-
men z. B. im Bereich Elektro oder 
Brandschutz schneller auf den Weg 
zu bringen.

n  Bildungsbaugesellschaft
Um die Herkulesaufgabe der Sa-
nierung und Instandhaltung von 
Schulen von einer weiteren Seite an-
zugehen, soll auf Initiative der SPD-
Fraktion im Römer eine Bildungs-
baugesellschaft gegründet werden; 
dies soll noch vor der Sommerpause 
2025 erfolgen. Es ist geplant, dieser 
neuen Gesellschaft in einem ersten 
Schritt 14 Schulen zur Bewirtschaf-
tung zu übertragen. Die Gesellschaft 
soll diese Schulen dann sanieren und 
für eine gute Instandhaltung sorgen. 
Denn dies ist derzeit in der Kern-
verwaltung nicht möglich, weil per-
sonelle und fi nanzielle Ressourcen 
fehlen. Mit der Bewirtschaftung der 
Schulen geht keine Privatisierung 
einher: Die Schulgebäude verblei-
ben im Eigentum der Stadt.

Die GEW steht allen Verlagerungen 
von öff entlichen Aufgaben auf pri-
vate Rechtsformen, auch wenn sie in 

öff entlichem Eigentum ste-
hen, grundsätzlich kritisch 
gegenüber. Die bisher vor-
geschlagenen oben genann-
ten Maßnahmen bewegen 
sich aber im Rahmen von 
Dienstleistungsverträgen, 
werden von der GEW mit 
der Hoff nung auf beschleu-
nigte Verfahren verbunden – 
und gleichzeitig kritisch be-
gleitet, damit sie nicht doch 
am Ende der Vorbereitung 
von Privatisierungen dienen.

Privatisierung von 
Grundstücken – Fehler werden 
korrigiert

Weil die Stadt auch keine Bevorra-
tung von Grundstücken betrieben 
hatte, fehlten diese zunehmend – 

Die Bedeutung des Bildungsdezernats
aus Sicht der GEW

Kommunalwahlen im März 2026

nicht nur für Neubauten, sondern 
auch für Auslagerungen im Fall von 
Sanierungen.

Inzwischen ist auch hier eine 
Wende in der Frankfurter Bodenpo-
litik eingeleitet: Nach vielen Jahren 
des Ausverkaufs städtischer Grund-
stücke und Gebäude – der die Stadt 
jetzt teuer zu stehen kommt – kauft 
der Magistrat in großem Stil Grund-
stücke und strategische Liegenschaf-
ten (um nur ein paar wichtige zu 
nennen: die ehemalige Postbank, 
Flächen in der Homburger Land-
straße, Grundstücke in der Gutleut-
straße für die städtischen Bühnen, 
Flächen in der sogenannten „Park-
stadt II“, Grundstücke im Bereich 
des neuen Stadtteils) usw. an, um 
Flächen für öff entliche Daseinsvor-
sorge, Wohnen und Stadtentwick-
lung zu gewährleisten. Bildungsnut-
zungen spielen dabei eine sehr gro-
ße, aber nicht die alleinige Rolle.

Die fi nanzielle Unterstützung
bei der frühkindlichen 
Bildung und Erziehung ist ein 
umkämpftes Terrain

Obwohl die Bedeutung von Betreu-
ungseinrichtungen als elementare 
Bildungsangebote, die den Grund-
stein für den gesamten weiteren Bil-
dungsweg legen, unbestritten ist – 
von der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf mal abgesehen – ist de-
ren Finanzierung in der gegenwärti-
gen Römer-Koalition durchaus um-
stritten.                                      

Nicht nur die Parteien bereiten sich bereits auf den Wahlkampf zu den Kommunal-
wahlen im März 2026 vor. Auch für die GEW ist es extrem wichtig, welche Politik 
im Römer für die Kitas, Schulen und Volkshochschule betrieben wird.

Mit dem „Gesetz zur ganztägigen 
Förderung von Kindern im Grund-
schulalter (Ganztagsförderungsge-
setz – GaFöG)“ vom 11.10.2021 
wurde für Eltern ein Rechtsanspruch 
auf die ganztägige Förderung für Kin-
der in Horten oder Ganztagsgrundschu-
len im Umfang von acht Stunden an 
allen fünf Werktagen vor, wobei die 
Unterrichtszeit angerechnet wird. Der 
Rechtsanspruch gilt zunächst für die 
erste Klassenstufe und wird bis zum 
Schuljahr 2029/30 jährlich um je eine 
Klassenstufe ausgeweitet. Der Rechts-
anspruch gilt auch in den Ferien, wo-
bei die Länder eine Schließzeit bis ma-
ximal vier Wochen vorsehen können.
Der Bund unterstützt den Ausbau mit 
3,5 Milliarden Euro für Investitionen 
in die kommunale Bildungsinfrastruk-
tur bereits seit 2020. Die Fördermittel 
werden im jeweiligen Land beantragt 
und verwaltet.

Da die mit der Ganztagsbetreu-
ung verbundenen laufenden Betriebs-
kosten der Finanzierungsverantwortung 
der Länder unterliegen, entlastet der 
Bund die Länder stufenweise, aufstei-
gend ab 2026 und dauerhaft ab 2030, 
durch geänderte Umsatzsteueranteile 
zu Gunsten der Länder in Höhe von 
2,49 Milliarden Euro für die Jahre 2026 
bis 2029 und dauerhaft 1,3 Milliarden 
Euro jährlich ab 2030. 

Trotz der Bundesunterstützung 
und der Teilverantwortung der Länder 
bleibt aber die konkrete Arbeit und da-
mit auch viele nicht gegenfi nanzierte 
Kosten an den Kommunen hängen.

„In dem neu aufzulegenden Aktionsplan 
ist aber dem wirklichen Finanzbedarf für 
Schulsanierung von mindestens 1 Milliar-
de Euro für die Bauunterhaltung und son-
stigen Sanierungsinvestitionen sowie den 
Stellenbedarf Rechnung zu tragen.

Der auslaufende rot-grüne Aktions-
plan verschweigt dieses Gesamtvolumen 
und seine 1:1- Fortschreibung (150 Milli-
onen Euro für 5 Jahre) würde einen Sanie-
rungszeitraum von 30 Jahren ergeben.“

GEW am 3. März 2018

Von daher ist es kein Wunder, 
dass sich der Personalabbau ver-
gangener Stadtregierungen schnell 
rächte. Tatsächlich konnte das De-
zernat bis heute nicht einmal die im 
Haushalt für Schulneubauten bewil-

Bevölkerungswachstum Frankfurt a. M.
1970 – 2011: +/– 0%
2011 – 2020 (9 Jahre):  + 13%
2020 – 2028 (8 Jahre): + 5%  (Prognosen)
2028 – 2045: (17 Jahre)  + 5%  (Prognosen)
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Es reicht! Mietenpreisstopp jetzt!
Geschäftspolitik der Nassauischen Heimstätte in der Kritik

Nach jahrelangem politischem 
Druck konnte sich der Magistrat 
im März 2023 endlich dazu durch-
ringen die Entgeltfreiheit in Krip-
pen ab Vollendung des zweiten Le-
bensjahres zu beschließen. Andere, 
fi nanzschwächere Kommunen wie 
Bremen, Berlin oder Rostock sind 
da schon viel weiter. Anders formu-
liert: Noch schlechter als in Frank-
furt ist die Situation eigentlich nur 
in Bayern.

Fachkräftegewinnung
bei der frühkindlichen Bildung 
und Erziehung

Im Gegensatz zu den Schulen, wo 
das Hessische Ministerium für Kul-
tus, Bildung und Chancen für die 
Lehrkräfte zuständig ist, verantwor-
tet des Bildungsdezernat im vor-
schulischen Bereich nicht nur Inves-
titionen, sondern auch das Perso-
nal. Angesichts der Probleme auch 
auf diesem Sektor sind die folgen-
den Initiativen des Dezernats alles 
andere als unwichtig. Zwar wurde 
inzwischen ein Bündnis für mehr 
Ausbildung für Fachkräfte in der 
Kinderbetreuung ins Leben gerufen 
wie auch eine Koordinierungsstelle 
für Fachkräftegewinnung und -bin-
dung in der  Kindertagesbetreuung. 

Hier fordert die GEW als mate-
rielle Unterfütterung aber mindes-
tens eine Frankfurt-Zulage und die 
Bereitstellung günstiger Wohnun-
gen, denn sonst werden diese Initi-
ativen Papiertiger bleiben, die sich 
als PR-Maßnahme für das Dezernat 
gut machen, aber die eigentlichen 
Probleme nicht beheben. Frankfurt 
ist eine teuersten Städte der Bun-
desrepublik. Wer hier gutes Perso-
nal gewinnen möchte, muss mehr 
bieten als einen guten Werbespruch 
auf Plakaten.

Privatisierung und Outsourcing 
bedeutet immer auch 
Gewinnorientierung – die 
Stadt braucht aber stattdessen 
Gemeinwohlorientierung

Die GEW erneuert ihre Forderung 
nach Rekommunalisierung von 
Schulreinigung und Essensversor-
gung. Der aktuelle Zustand geht 
zu Lasten der Beschäftigten und 
der Kinder und Jugendlichen. Es 
ist höchste Zeit hier endlich tätig 
zu werden.

IT-Ausstattung  

Was bei den Forderungen nach einer 
IT-Ausstattung für die Schulen auf 
dem betriebsüblichen Niveau regel-
mäßig übersehen wird, ist die dafür 
nötige Unterstützung. Sie kann nicht 
zu einer Nebenaufgabe für Lehrkräf-
te gemacht werden. Dafür braucht 
es eine professionelle betriebsübli-
che Ausstattung, fi nanziert und or-
ganisiert vom Schulträger.

Herbert Storn für
das Referat Kommunales

Unter den Mieter:innen der Nas-
sauischen Heimstätte (NH), die sich 
mehrheitlich im Eigentum des Lan-
des Hessen befi ndet, ist durch die 
seit Jahresbeginn veränderte Mieten-
politik großer Unmut entstanden. 
Unter der Forderung „Stoppt die 
erneuten Mieterhöhungen bei der 
NH! Wir sagen: Es reicht! Mieten-
preisstopp jetzt!“ hat sich – initiiert 
von einer Mietergemeinschaft in der 
Adolf-Miersch-Siedlung in Frankfurt-
Niederrad – in den letzten Monaten 
ein breites Bündnis gebildet.

Im Kern geht es darum, dass die 
Woh nungs bau ge sell schaft, der in 
Hessen 61.000 Wohnungen gehören, 
davon 16.000 in Frankfurt, in Zu-
kunft die Mieten schneller und stär-
ker als in der Vergangenheit anheben 
will. Bis Ende letzten Jahres wurden 
die Mieten auf Antrag der Mie te r:in-
nen, wenn deren Einkommen eine 
bestimmte Höhe nicht überschrit-
ten, um maximal ein Prozent jähr-
lich erhöht. Diese Regelung entfällt, 
was dazu führt, dass die Mieten in 
den kommenden drei Jahren um 10 
Prozent (entspricht etwa drei Pro-
zent jährlich) steigen werden.

Die Begründung der Geschäfts-
führung, dass das notwendig sei, um 
den Wohnungsneubau und notwen-
dige Modernisierungen fi nanzieren 
zu können, war der Tropfen, der das 
Fass zum Überlaufen gebracht hat. 
Daniel Katzenmaier, einer der bei-
den Pressesprecher:innen des Bünd-
nisses, erklärt das so: „Die Men-
schen sind der berechtigten Auf-
fassung, dass sie mit ihren Mieten 
die eigenen Wohnungen fi nanzie-
ren wollen, aber ihre Miete nicht 
dazu dienen darf, für andere In-
vestitionen herzuhalten, von denen 
sie nichts haben. Die landeseigene 
Wohnungsbaugesellschaft soll neue 
Wohnungen bauen, aber zu bezahl-
baren Mieten und mit fi nanzieller 
Hilfe durch die Landesregierung.“ 

Die NH hat in der Vergangenheit 
neben den subventionierten Woh-
nungen, die mietpreisgebunden sind 
und ab fünf Euro pro Quadratmeter 
an Menschen vergeben werden, die 
mit ihrem Einkommen unterhalb ei-
ner bestimmten Grenze liegen, auch 
immer sogenannte freifi nanzierte 
Wohnungen gebaut. Diese werden 

mit einer Kaltmiete von 15 Euro pro 
Quadratmeter und mehr angebo-
ten. Das ist eine Miete, die sich die 
Mehrheit der Menschen in Frank-
furt nicht leisten kann, denn mehr 
als die Hälfte der Haushalte verfügt 
nur über ein Einkommen, dass sie 
zum Bezug einer mietpreisgebunde-
nen Wohnung berechtigt. Da es aber 
davon nicht einmal mehr 30.000 in 
der Stadt gibt, gehen über 170.000 
Haushalte leer aus und das in einer 
Stadt, in der die Mieten bundesweit 
zu den höchsten zählen.

Melda Demir, ebenfalls Pressespre-
cherin des Bündnisses, zu den Re-
aktionen in der Mieterschaft: „Die 
Menschen sind empört, weil der 
Anteil der Miete an den monatli-
chen Ausgaben immer höher wird 
und viele in den Siedlungen der NH 
schon jetzt jeden Cent zweimal um-
drehen müssen. Der Hinweis der NH 
im Schreiben mit der die Mieterhö-
hungen angekündigt werden, dass in 
solchen doch Wohngeld beantragt 
werden kann, wird als Provokati-

on empfunden. Niemand will die-
se Unterstützung in Anspruch neh-
men, weil das als demütigend emp-
funden wird.“

Die NH brüstet sich bei jeder 
Gelegenheit damit, dass die Durch-
schnittsmiete im Konzern nur gut 
6 Euro beträgt und dass man da-
mit dem eigenen sozialen Anspruch 
gerecht werden würde. Ein kurzer 
Blick hinter die Kulissen reicht aber 
bereits aus, um zu zeigen, dass die 
Geschäftsleitung trickst, um in ei-
nem sozialen Licht zu erscheinen. 
Für nicht modernisierte Wohnun-
gen aus den 1950er und 60er Jah-
ren, die den größten Wohnungsbe-
stand der NH ausmachen, werden in 
hessischen Kleinstädten tatsächlich 
nur 6 Euro für die Kaltmiete aufge-
rufen. Die gleiche Wohnung kostet 
in Frankfurt aber bereits 9 Euro und 
wenn sie modernisiert worden ist, 
dann werden bei einer Neuvermie-
tung 14 Euro verlangt. Die geringe 
Durchschnittsmiete errechnet sich 
nur, wenn auch die subventionier-
ten Wohnungen, die noch der Miet-

preisbindung unterliegen, mit ein-
fl ießen. Das ist unredlich.

Die Auseinandersetzung um die Mie-
tenpolitik der NH ist deswegen von 
großer Bedeutung, weil sie zeigt, dass 
die öff entlichen Wohnungsbaugesell-
schaften wie die NH oder die stadtei-
gene ABG mit ihren mehr als 50.000 
Wohnungen in Frankfurt, schon seit 
langem einen viel zu geringen Beitrag 
geleistet haben, um die Versorgung 
mit bezahlbarem Wohnraum zu si-
chern. Das Bündnis hat in kurzer 
Zeit fast 900 Unterschriften unter 
den MieterInnen der NH gesammelt. 
Inzwischen ist nicht nur in Frank-
furt, sondern auch im benachbarten 
Off enbach eine Initiative ins Leben 
gerufen worden, um sich für einen 
Mietenstopp einzusetzen. „Es hat 
sich inzwischen herumgesprochen, 
dass es unser Bündnis gibt. Es mel-
den sich Mieter:innen bei uns, die 
wir gar nicht kennen, die mitma-
chen wollen“, erklärte Melda Demir.

Daniel Katzenmaier ergänzt: 
„Alle wissen, nur wenn der Druck in 
der Öff entlichkeit wirklich groß ist, 
wird sich etwas im Interesse der Mie-
terInnen ändern. Das betriff t nicht 
nur die NH. Durch den Druck des 
Bündnisses haben die Stadt Frank-
furt und der Geschäftsführer der 
ABG Holding am 20. August den 
Mietenpreisstopp bis 2030 verlän-
gert. Von Anfang an hatten wir die 
Forderung nach einer Verlängerung 
für die ABG-Mieterinnen und -Mieter 
in unsere Unterschriftenaktion mit 
aufgenommen. Alle Mieter:innen in 
der Stadt haben etwas davon, wenn 
das Bündnis erfolgreich ist, weil die 
Mieten der öff entlichen Wohnungs-
baugesellschaften auch in den Miet-
spiegel eingehen.“

Das Mieter:innenbündnis er-
mutigt die Mieterinnen und Mie-
ter nicht nur, eine Unterschrift zu 
leisten, sondern sich langfristig in 
Mietergemeinschaften oder Mieter-
beiräten zu organisieren. Nur durch 
eine dauerhafte Organisierung wird 
sich die Lage der Mieterschaft wirk-
lich verbessern.

Bündnis für einen Mietpreis-
stopp bei der Nassauischen

Heimstätte (NH)

Die Wut über Zwangsräumungen wächst.
Foto © Daniel Katzenmaier

Die Mieten in Frankfurt 
sind schon länger und für 

viele ein Problem.
Foto © Daniel Katzenmaier
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FLZ: Warum habt ihr an der Konfe-
renz gegen die Wehrpfl icht in Frank-
furt teilgenommen?

Lu: Mich beschäftigt, was die Wie-
dereinführung der Wehrpfl icht für 
junge Menschen bedeuten würde. 
Schon seit Jahren wirbt die Bun-
deswehr gezielt an Schulen und auf 
Berufsmessen; es wird so getan, als 
wäre das einfach ein normaler Job 
wie jeder andere. Gleichzeitig blei-
ben für viele nach der Schule Aus-
bildungschancen aus, Studienplät-
ze sind teuer, und nicht wenige grei-
fen aus Mangel an Perspektiven zu 
irgendeinem Vollzeitjob. Als ange-
hende Sozialarbeiterin werde ich ge-
nau mit diesen Situationen zu tun 
haben. Für mich ist die Wehrpfl icht 
ein Zwangsdienst, der am Ende be-
deutet: Interessen werden mit der 
Waff e durchgesetzt. Dagegen setze 
ich mich ein – und darüber möchte
ich off en sprechen.

Victor: Ich bin Victor, 19, habe die-
ses Jahr mein Abitur gemacht. Meine 
Gründe sind ähnlich wie die von Lu. 
Mir ist während der Oberstufe auf-
gefallen, wie stark die Bundeswehr 

auftritt – gerade auf Berufsmessen. 
Ich erinnere mich an eine Messe, auf 
der der Bundeswehr-Stand doppelt 
so groß war wie alle anderen. Die 
Bot schaft war klar: Das ist eine Op-
tion wie jede andere. Für mich fühl-
te es sich wie ein Versuch an, uns 
in einer Phase, in der viele noch gar 
nicht wissen, was sie nach der 13. 
Klasse machen wollen, früh festzu-
legen. Das fand ich problematisch; 
deshalb habe ich an der Konferenz 
teilgenommen.

FLZ: Victor, wie präsent war das 
Thema Wehrpfl icht bei dir in der 
Schule?

Victor: Sehr präsent, vor allem in 
den letzten zwei, drei Jahren. Im Po-
litik-Leistungskurs kam das Thema 
immer wieder auf, und auch Lehr-
kräfte wollten wissen, wie wir da-
zu stehen – ob die Bundeswehr für 
uns als Arbeitgeber in Frage kommt 
und wie wir die Wieder-Einführung 
der Wehrpfl icht sehen. Tief rein-
gehen konnten wir im Unterricht 
nicht immer, weil der Lehrplan voll 
ist. Aber untereinander haben wir 
viel diskutiert: Was machst du nach 
dem Abitur? Studium, Ausbildung – 
oder Bundeswehr? Die meisten wa-
ren kritisch. Viele wollten schlicht 
nicht in einen Einsatz geschickt wer-
den oder überhaupt zur Waff e ge-
zwungen sein. Dass das mit der Frei-
willigkeit eher eine PR-Maßnahme 
der Bundesregierung war, zeigt jetzt 
das Gesetz. Das ist schon Zwang.

FLZ: Lu, welche Rolle spielt das 
Thema für dich beruflich – also 
im Bildungs- und Sozialbereich? 
Welche Rolle sollte es für uns als 
Pädagog:innen spielen?

Lu: Ich fi nde es zentral, das The-
ma im schulischen und außerschuli-
schen Bereich aufzugreifen. Es geht 
um Aufklärung: Was bedeutet die-
ser „Job“ wirklich? Welche Alter-
nativen gibt es? Und welche Risi-
ken sind damit verbunden? Wenn 
über „Kriegstüchtigkeit“ gespro-

Am 6. Juli fand im Frankfurter 
Gewerkschaftshaus eine Konfe-
renz gegen die Wiedereinführung 
der Wehrpfl icht statt. Über 120 
Jugendliche aus der ganzen Bun-
desrepublik diskutierten in ver-
schiedenen Workshops und Podi-
en über die Pläne der Bundesre-
gierung und die Möglichkeiten 
für Widerstand.

FLZ sprach mit Lu (23) an ge-
hende Sozialarbeiterin, und
Victor (19), frisch gebackener Abi-
turient, über ihre Sicht auf die 
geplante Wiedereinführung der 
Wehrpfl icht.

Ein Gespräch über ihre per-
sönliche Perspektive auf das The-
ma, ihre Einschätzungen, Erfah-
rungen und den Wunsch nach 
Frieden.

chen wird, muss klar sein, dass das 
unser Leben betriff t. Es wurde ja 
off en gesagt, Deutschland solle bis 
2029 kriegstüchtig sein. Darüber 
mit Jugendlichen zu sprechen – in-
klusive der Ängste, die das auslöst 
– ist wichtig. Angst vor dieser Ent-
wicklung ist natürlich verständlich, 
aber sie darf uns nicht lähmen. Wir 
können als Pä da go g:in nen Räume 
schaff en, in denen Jugendliche Fra-
gen stellen, Widerspruch formulieren 
und gemeinsam Handlungsmöglich-
keiten entwickeln – vom Infoabend 
bis zur Projektwoche. Wir können 
Wege aufzeigen, wie man aktiv wer-
den kann: sich organisieren, in Ge-
werkschaften, in örtlichen Bündnis-
sen, und an Schulen friedenspäda-
gogische Angebote aufbauen. Ich 
arbeite im Nebenjob an einer Schu-
le und sehe: Wenn die Bundeswehr 
kommt, kann man als Kollegium 
auch sagen, dass man das so nicht 
will – und Gegenangebote machen.

FLZ: Victor, welche Gründe waren 
bei euch in der Klasse ausschlagge-
bend für die Skepsis gegenüber der 
Wehrpfl icht?

Victor: Der Kern war: Es ist ein 
Pfl ichtdienst. Uns wurde jahrelang 
vermittelt, dass wir unseren Weg frei 
wählen können – Ausbildung, Stu-
dium, was auch immer. Und plötz-
lich soll man eingezogen werden. 
Das fühlte sich wie ein Bruch mit 
dem an, was uns sonst beigebracht 
wird. Viele meinten: Das kennen 
wir aus dem Geschichtsunterricht, 
aber nicht aus unserem Leben. Und: 
Niemand will zur Waff e gezwungen 
werden. Ich möchte auf niemanden 
schießen – weder auf russische Sol-
daten noch auf sonst irgendwen. 
Das sind junge Menschen wie ich, 
die leben wollen. Es hat mit mei-
nen Interessen nichts zu tun, wenn 
Regierungen irgendwo Konfl ikte 
austragen.

FLZ: Befürworter sagen, Deutsch-
land müsse kriegstüchtig werden – 
Stichwort Bedrohung durch Russ-
land, teils auch China. Wie steht 
ihr dazu?

Lu: Ich halte das für vorgeschoben. 
Die Nato ist Russland in fast allen 
militärischen Schlüsselparametern 
weit überlegen. Auch ohne USA. 
Die europäischen Nato-Staaten lie-
gen in Militärbudget, Truppenstär-
ke und Großwaff ensystemen vor 
Russland. Das ist das Ergebnis ei-
ner Greenpeace-Studie von Anfang 
diesen Jahres. Die Gefahr entsteht 
eher durch die Aufrüstung selbst: Es 
setzt eine Spirale des Wettrüstens in 
Gang, in der die Wahrscheinlichkeit 
von Kriegen steigt. Frieden erreicht 
man nicht dadurch, mehr Menschen 
in Uniform zu stecken und ihnen 
Zwangsdienste aufzulegen.

Victor: Ich sehe das ähnlich. Russ-
land tut sich alleine schon in der 
Ukraine schwer. Das wird ja oft 
be nutzt, um zu begründen, warum 
Deutschland „nachziehen“ müsse, 
aber für mich wirkt es aufgeblasen. 
Während Schulen in Frankfurt teils 

Junge Menschen
nicht als Kanonenfutter 
missbrauchen

„…Dass das mit 
der Freiwilligkeit 
eher eine 
PR-Maßnahme 
der Bun des-
 re gie rung war, 
zeigt jetzt
das Gesetz. 
Das ist schon 
Zwang.“

Victor

Lu

„Wir können als 
Pä da go g:in nen 

Räume schaffen,
in  denen 

Jugendliche
 Fragen stellen, 

Widerspruch 
formulieren 

und gemeinsam 
Hand lungs-

mög lichkei ten 
ent wickeln …“



FLZ Nr. 3 / 25 SEITE 11

Erfolge weltweit
In Nepal führte die Kampagne zu 
bedeutenden Siegen für Bil dungs-
ar bei te r:in nen: Kusmita Tiwari von 
der Institutional School Teachers‘ 
Union (ISTU) teilte mit: „Wir gin-
gen 29 Tage auf die Straße. Rund 
15.000 Lehrkräfte aus dem ganzen 
Land waren dabei. Diese unermüd-
liche Aktion mündete in eine bun-
desstaatliche Vereinbarung und ei-
ne zusätzliche Finanzierung des öf-
fentlichen Bildungswesens in Höhe 
von 110 Millionen US-Dollar über 
die nächsten drei Jahre.“

In Äthiopien profi tierte die Ethiopi-
an Teachers Association (ETA) vor 
zwei Jahren vom Solidaritätsfonds 
im Rahmen der „Go Public!“-Kam-
pagne. Laut Präsident Yohannes 
Benti umfasste das Projekt unter an-
derem eine Analyse der Staatsausga-
ben, Beitragsbeiträge im Rundfunk 
und Schulungen für Kampagnen-
leitungen. Die Kampagne erhöhte 
die Sichtbarkeit der ETA deutlich 
und verdeutlichte der Öff entlich-
keit, dass die Gewerkschaft sowohl 
für Bildung als auch für die Rechte 
von Lehrkräften eintritt.

Solidarität und Kapazitäten 
bündeln
Anand Singh, Direktor des EI-Büros 
für die Asien-Pazifi k-Region, über 
den Organisationsschwerpunkt der 
Kampagne: „Wir verfolgen eine be-
wusste Organisierungsstrategie. Wir 
nutzen die Kampagne auch als In-
strument zum gewerkschaftlichen 
Kapazitätsaufbau, aber der Schwer-
punkt liegt auf der Mitgliederbe-
teiligung, auf der politischen Ein-
bindung und darauf, die Kraft der 

Gewerkschaften zu nutzen, um die 
Kampagnenziele voranzubringen.“

Er wies außerdem auf die geziel-
te Strategie hin, bestehende Projek-
te mit der Kampagne abzustimmen 
oder zu integrieren. „Zum Beispiel 
in Indonesien: Dort arbeiten wir 
seit 20 Jahren, mit dem Schwer-
punkt auf dem Aufbau einer star-
ken, demokratischen und unabhän-
gigen Gewerkschaft. Nun nutzen 
wir diese Stärke, um die Kampa-
gne aufzubauen, und wir konnten 
bereits einige Erfolge erzielen. Der 
Lehrerverband der Republik Indo-
nesien (PGRI) führt diese Kampag-
ne sehr erfolgreich an.“ Singh erin-
nerte an eine kürzliche Veranstal-
tung: „Es waren etwa 200 Perso-
nen im Saal, aber mehr als 2.000 
Menschen nahmen online teil. Wir 
konnten sehen, wie es PGRI gelun-
gen ist, die Botschaft der Kampag-
ne in alle Provinzen, in alle Zweig-
stellen und Untergliederungen zu 
verbreiten.“

Gewerkschaften international erfolgreich
Beispiele in Äthiopien, Indonesien und Nepal zeigen: „Go Public!“ ist der Schlüssel

Singh betonte auch, dass die 
Kampagne „eine von den Mitglied-
sorganisationen geführte Kampag-
ne ist – wir gehen nur hin und un-
terstützen. Es gibt Länder, in denen 
wir keine direkte fi nanzielle Unter-
stützung leisten, sondern eher tech-
nische Hilfe. Zum Beispiel haben 
wir im letzten Jahr die Subregion 
Nordasien – Japan, Mongolei, Süd-
korea und Taiwan – zusammenge-
bracht.“

Blick nach vorn

Entscheidend ist die Mobilisierung 
in die Breite: Mitglieder werden 
nicht nur für eine Unterschrift ge-
braucht, sondern als Spre che r:in-
nen ihrer Schulen und Gemeinden, 
als Brücken zu Eltern, Medien, Ju-
gendverbänden. Wo diese Breite 
entsteht, verändert sich auch die 
Verhandlungsdynamik. Regierun-
gen reagieren anders, wenn Forde-
rungen nicht als „Gewerkschaftsan-
liegen“, sondern als öff entliche Er-

Decken mit Löchern haben oder gar 
nicht mehr betreten werden dürfen, 
Lehrkräfte und anderes pädagogi-
sches Personal fehlt und Kranken-
häuser überlastet und schlecht aus-
gerüstet sind, ist für die Bundeswehr 
sofort Geld da – erst über Nacht be-
schlossene 100 Milliarden, danach 
on top unbegrenzte Schuldenauf-
nahme. Und jahrelang wird vor-
her erzählt, dass für Jugendzentren, 
öff entliche Ausbildungsplätze oder 
Bildung leider kein Geld da sei. Da 
fühlt man sich als junger Mensch 
nicht ernst genommen. 

FLZ: Was ratet ihr Jugendlichen, 
die 2026 Post von der Bundeswehr 
bekommen?

Victor: Kommt drauf an, was in 
dem Brief steht. Wenn es Werbung 
ist: nicht anspringen. Wenn es um 

wartung auftreten – wiederkehrend, 
gut begründet, politisch zugespitzt. 
Das bestätigen die EI-Berichte: Der 
Mix aus Organizing, solidarischer 
Unterstützung über Grenzen hin-
weg und hartnäckiger Arbeit liefert 
nachweisbare Ergebnisse.

Für Gewerkschaften heißt 
das: beides tun. Ja, gute Tarifpo-
litik bleibt wichtig – aber sie muss 
von kampagnenfähiger Öff entlich-
keit fl ankiert werden. Dazu gehö-
ren: Schulungen zu Haushalts- und 
Steuerfragen; Bündnisse mit Initiati-
ven; Präsenz in kommunalen Struk-
turen; klare Forderungen an natio-
nale Budgets; regelmäßige Mobili-
sierungsspitzen (Aktionstage, An-
hörungen, Medienarbeit). Nepal 
zeigt, dass dieses Zusammenspiel 
möglich und wirksam ist – gerade 
in schwierigen fi skalischen Lagen.

Die strategische Schlussfolge-
rung: Sensibilisieren, mobilisieren, 
organisieren – in dieser Reihenfol-
ge. Wer zuerst mobilisiert und das 

In einer Welt, in der Bildungs-
systeme zunehmend durch
Spar politik und Privatisierung 
bedroht sind, hat sich die
„Go Public!“-Kam pagne von 
Education In ter national (EI)
als mäch ti ge für Veränderung
im Sinne der Beschäftigten
und Lernenden erwiesen.

Problem politisch definiert (z.B. 
öff entliche Finanzierung statt Pri-
vatisierung), stärkt damit am Ver-
handlungstisch die eigene Position. 
„Go Public!“ ist damit mehr als ei-
ne Kampagne; sie ist ein Organisa-
tionsprinzip für Gewerkschaften im 
21. Jahrhundert: Verhandeln, was 
geht – erkämpfen, was nötig ist.

Die „Go Public!“-Kampagne stellt 
damit einen Wandel in der gewerk-
schaftlichen Arbeit dar – hin zu einer 
organisierten Bewegung, die Mitglie-
der aktiv einbindet, politisch sicht-
bare Aktionen durchführt und sich 
kontinganisation durch die Kampa-
gne nach.“ Die Kampagne ist mehr 
als eine Reihe von Aktionen – sie ist 
eine globale Bewegung, die Bildung 
als öff entliches Gemeingut vertei-
digt und eine starke, gemeinsame 
Stimme für qualitative öff entliche 
Bildung erhebt. 

Quelle: https://www.ei-ie.org

Musterung geht: holt euch Unter-
stützung. Es gibt Organisationen, 
die sich damit auskennen, z.B. Ge-
werkschaften oder die Deutsche 
Friedensgesellschaft – Vereinigte 
Kriegs dienst geg ne r:in nen (DFG-VK). 
Sich früh zu informieren ist wich-
tig, damit man nicht allein vor der 
Situation steht.

Lu: Und: Versteht, dass das kein 
Abenteuerpark ist. Es geht um Krieg. 
Es gibt Schätzungen, wonach an ei-
ner Ostfront im Ernstfall Tausende 
Sol  da  t:in  nen pro Tag sterben könn-
ten – das zeigt, worüber wir hier re-
den. Ich rate, sich schon jetzt zu or-
ganisieren: lokale Bündnisse „Nein 
zur Wehrpfl icht“ gründen, Aktio-
nen zum Antikriegstag, die Petition 
gegen die Wehrpfl icht unterschrei-
ben und mehr Unterschriften sam-
meln. Viele junge Menschen sind 

dagegen – macht das sichtbar. Ge-
meinsam sind wir stärker. Das ist ja 
auch das Motto der Gewerkschaf-
ten und das stimmt.

FLZ: Was nehmt ihr persönlich aus 
der Konferenz mit?

Victor: Vor allem das Gefühl: Wir 
sind nicht allein. Da waren viele in 
meinem Alter, die genau dieselben 
Frage haben: Was mache ich mit 
meinem Leben? Ich will Lehrer wer-
den, jungen Leuten etwas beibrin-
gen, statt auf sie zu schießen. 

Wir haben Kontakte geknüpft, 
Ideen gesammelt, uns vernetzt. Das 
macht Mut, aktiv zu bleiben. Für 
mich war der Austausch entschei-
dend. Wenn man merkt, dass viele 
ähnlich denken, wird aus Ohnmacht 
ziemlich schnell der Gedanke: Lass 
uns was tun – Infostand, Leserbrief, 

Aktionen. So entsteht Bewegung, die 
über die eigene Schule hinauswirkt.
Lu: Mich hat beeindruckt, wie breit 
das Spektrum war – Schü le r:in nen, 
Studierende, Ar bei te r:in nen, Ge-
werk schaf te r:in nen, natürlich vor 
allem junge Leute. Das zeigt, dass 
es eine Bewegung geben kann, die 
das Thema breit in die Gesellschaft 
trägt. Mir ist wichtig, dass junge 
Menschen nicht als Kanonenfutter 
missbraucht werden. Genau das be-
deutet aber eine Wehrpfl icht am En-
de: Menschen in einen Krieg schi-
cken, der nicht in ihrem Interesse 
liegt. Es steht doch recht off en for-
muliert im Weißbuch der Bundes-
wehr höchstselbst: Ihre Kriegseinsät-
ze dienen dem Schutz von Handels-
wegen, Absatzmärkten und Rohstof-
fen. Wenn die Reichen und Mäch-
tigen die Welt unter sich aufteilen 
und Einfl ussgebiete neu abgesteckt 

werden sollen – da bin ich raus. Ich 
stehe an der Seite von denen „un-
ten“ – so verstehe ich meinen Beruf 
und ehrlich gesagt auch mein Leben 
darüber hinaus. 

FLZ: Danke euch beiden für das 
Gespräch.

 Gewerkschaften sind weltweit im Kampf für ein ausfi nanziertes öffentliches Bildungswesen. 

Unterstützt und verbreitet die 
Petition gegen die Wehrpfl icht:
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Ismael Abdi war bis zu seiner Inhaftierung Vorsitzender der Teheraner 
Lehrergewerkschaft und wurde wegen seines gewerkschaftlichen En-
gagements zu langjähriger Haft verurteilt und verbrachte viele Jahre 
– mit kurzen Unterbrechungen – in verschiedenen Gefängnissen im 
Iran. Dank der langjährigen Bemühungen der GEW, der Bildungsinter-
nationale und lokaler Menschenrechtsinitiativen auch in Deutschland 
konnte er im Januar 2025 aus dem Iran entkommen. Er berichtet zur 
aktuellen Situation im Iran, der Menschenrechtssituation und zur La-
ge der Gewerkschaften.

Die Ausführungen von Esmaeil Abdi erfolgen in Farsi und werden ins 
Deutsche übersetzt. 

Anschließend ist ein gemeinsamer Austausch geplant.

Freitag, den 19. September 2025 | 18 bis 20 Uhr
DGB-Haus Frankfurt | Wilhelm-Leuschner-Straße 69/77
60329 Frankfurt

Zwei Referate gaben den inhaltli-
chen Rahmen für eine lebhafte Dis-
kussion.

Christoph Baumann zeichnete 
die Geschichte der Streikdebatten 
und Arbeitskämpfe der GEW Hessen 
seit den 1950er Jahren nach – von 
den ersten Arbeitsniederlegungen in 
den 60ern über die großen Streiks 
1989 und 1997 bis hin zu den Aus-
einandersetzungen der letzten Jahre.

 Rechtsanwältin Kathrin Kum-
mer von der Landesrechtsstelle stell-
te die juristische Lage nach dem Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte (EGMR) vom 
Dezember 2023 dar. 

Ein Urteil gegen 
Gewerkschaftsfreiheit

Kummer machte deutlich: Das Urteil 
aus Straßburg hat die Erwartungen 
enttäuscht. Zwar erkennt der EGMR 
an, dass das Streikrecht ein „wichti-
ges Instrument“ der Gewerkschaf-
ten sei. Doch zugleich hält er das in 
Deutschland bestehende generelle 
Streikverbot für Be am t:in nen – auch 
an Schulen – für vereinbar mit der 
Europäischen Menschenrechtskon-
vention. Statt das Grundrecht auf 
Koalitionsfreiheit zu stärken, habe 
das Gericht damit de facto ein anti-
gewerkschaftliches und antigrund-
rechtliches Signal gesetzt.

In der Diskussion wurde mehr-
fach kritisiert, dass der EGMR alter-
native Beteiligungsrechte – wie An-
hörungsrechte, das Alimentations-
prinzip oder Personalratsstrukturen 
– als Ersatz für das fehlende Streik-
recht wertet. Diese „Ersatzrechte“ 
sind aber kein gleichwertiges Mit-
tel, um Druck aufzubauen und Ver-
besserungen durchzusetzen. Damit 
wird den Gewerkschaften das wich-
tigste Mittel der kollektiven Gegen-
macht genommen. Verhandlungen 
über Arbeitsbedingungen und Ent-
gelte ohne Streikrecht sind nichts an-
deres kollektives Betteln – so wurde 
es einmütig von den Teilnehmenden 
festgestellt.

Eine lange Tradition
des Widerstands

Baumann erinnerte daran, dass die 
Frage des Beamtenstreiks die GEW 
Hessen seit ihrer Gründung beglei-
tet. Schon 1954 hieß es zwar offi  -
ziell, Lehrkräfte dürften streiken – 
praktisch aber setzten sich aber Zu-
rückhaltung und politische Verbote 
durch. Ab den späten 60er Jahren 
kippte die Stimmung: Die Bildungs-

reformen, die Studentenbewegung 
und verschärfte Angriff e der Regie-
rungen führten zu Protesten, Warn-
streiks und Arbeitsniederlegungen.

Die Chronik zeigte, wie die GEW 
Hessen wiederholt den Konfl ikt such-
te: 1969 spontane Aktionen, 1972/73 
Streikversuche gegen Arbeitszeitver-
schärfungen, 1979 die erfolgreiche 
Verkürzung der Pfl ichtstunden, 1989 
der größte Leh re r:in nen streik mit 
8.000 Beteiligten, 1997 und 2015 
erneut ein massiver Ausstand von 
Tausenden Kol le g:in nen – immer 
unterstützt von einer breiten Öff ent-
lichkeit, insbesondere von Eltern, 
Kindern und Jugendlichen. Jedes 
Mal reagierten die Regierungen mit 
Disziplinarmaßnahmen und politi-
schem Druck – und doch blieb das 
Streikrecht auf der Tagesordnung. 

Vorläufi ges Fazit 

Das Urteil aus Straßburg markiert 
keinen Schlusspunkt, sondern ist ei-
ne Kampfansage. Es zwingt die GEW 
nicht in die Defensive, sondern stellt 
die Frage nach den nächsten Schrit-
ten. Einig war man sich darin, dass 
das Streikrecht nicht in Gerichtssä-
len erstritten wird, sondern durch 
kollektive Stärke auf der Straße.

Zugleich wurde betont, dass es 
klug ist, auch Maßnahmen unter-
halb eines Streiks zu entwickeln: 
kreative Protestformen, massenhaf-
te Aktionen, punktuelle Arbeitsnie-
derlegungen, die juristisch schwerer 
angreifbar sind – kurz: Druck auf-
bauen, ohne den Gegnern sofort 
die Angriff sfl äche von Disziplinar-
verfahren zu geben. Die zentrale 
Botschaft aber blieb: Das Streik-
recht ist ein Grundrecht. Es ist das 
stärkste Mittel gewerkschaftlicher 
Durchsetzungskraft – im Interesse 
unserer Mitglieder, aber auch im In-
teresse der Beschäftigten insgesamt 
und letztlich im Interesse eines de-
mokratischen Bildungswesens.

Nächste Schritte

Die GEW Frankfurt wird die Debat-
te weiterführen und konkrete Schrit-
te beraten. Klar ist: Das Streikrecht 
fällt uns nicht in den Schoß. Es muss 
– wie in der Geschichte der Arbei-
terbewegung immer – erkämpft wer-
den. Und diesen Weg will die GEW 
gehen: mit Mut, mit Solidarität und 
mit der Entschlossenheit, sich das zu-
rückzuholen, was eigentlich selbst-
verständlich sein sollte – das Recht, 
gemeinsam für bessere Arbeits- und 
Lebensbedingungen einzutreten.

Verboten – gut?!?
Konferenz zum Streikrecht verbeamteter Lehrkräfte

Bericht von der GEW-Tagung am 4. September 2025
im Frankfurter Gewerkschaftshaus

Christina Engelmann, Tobias Ha-
berkorn und Ingrid Miethe ver-
sammeln in ihrem aktuellen Band 
Beiträge, die sich mit historischen 
und theoretischen Ansätzen ei-
ner Bildungspraxis auseinander-
setzen, die soziale Ungleichheit 
und die materiellen Bedingungen 
von Bildungsprozessen nicht als 
Randphänomen, sondern als Aus-
gangspunkt pädagogischen Den-
kens begreift.

Die Au to r:in nen rekonstruieren, wie in 
verschiedenen historischen Kontexten Kon-
zepte einer „proletarischen“ oder „sozialis-
tischen“ Pädagogik entwickelt wurden. Da-
bei wird deutlich, dass es sich weniger um 
eine einheitliche Theorie handelt, sondern 
um einen politischen und pädagogischen 
Suchprozess, in dem Bildung als Möglichkeit 
gesellschaftlicher Veränderung gedacht wur-
de.  Die Beiträge reichen von der Auseinan-
dersetzung mit his to ri schen Vor den ke r:in-
nen wie Clara Zetkin, Walter Benjamin oder 
Angelica Balabanoff über Analysen proleta-
rischer Kinder- und Jugendbildung (etwa in 
der Kinderrepublik Seekamp oder der Heim-
volkshochschule Tinz) bis hin zu medienpä-
dagogischen Ansätzen in proletarischer Li-
teratur, Theaterarbeit und Museumsdidaktik.

„Proletarische Pädagogik. Verhältnisbestimmungen,

historische Experimente und Kontroversen sozialistischer 

Bildungskonzepte“

Proletarische Pädagogik. Verhältnis-
bestimmungen, historische Experi-
mente und Kontroversen sozialistischer 
Bildungs konzepte (2025):
Das eBook steht im Open Access und kann
auf der Seite des Klinkhardt Verlags frei 
untergeladen oder für 27 Euro als Paper-
back bestellt werden.

Die Veranstaltung ist 
als Podium geplant 
und es werden Stim-
men der Autor:innen 
sowie Personen aus 

der Praxis ins Gespräch kommen. Gemein-
sam wollen wir diskutieren, wie Bildungs-
prozesse zur Demokratisierung beitragen 
können, welche Rolle materielle Bedin-
gungen, Zugangsgerechtigkeit sowie kol-
lektive Erfahrungen für Lernprozesse spie-
len und wie sich Bildungs räume so gestalten 
lassen, dass sie nicht bestehende Macht- 
und Ungleichheitsverhältnisse reproduzie-
ren, sondern soziale und politische Teilha-
be ermöglichen. Wie ist dabei das Verhältnis 
von staatlichen Institutionen wie der Schu-
le oder der Universität zu außerschulischen 
Bildungsräumen oder Gewerkschaften zu 
gestalten? Und inwiefern können uns die 
in dem Band versammelten Beiträge dazu 
anregen, eigene Konzepte kritisch zu refl ek-
tieren: Welche Vorstellungen von Bildung 

prägen unsere GEWerkschaftliche Arbeit 
heute? Und welche Impulse aus der Ver-
gangenheit können lehrreich für heutige 
Herausforderungen sein?

Wir freuen uns auf eine angeregte 
Diskussion!

Die Junge GEW Hessen lädt herzlich
zum Book Release
am 30. Oktober um 18 Uhr
ins Café KoZ im Studierendenhaus, 
Mertonstr. 26 –28 ein.

ZUR AKTUELLEN SITUATION
IM IRAN

Veranstaltung

Gespräch mit Esmaeil Abdi, ehemaliger Generalsekretär
der Lehrergewerkschaft Irans (Teheran)
Begrüßung von Thilo Hartmann, Vorsitzender GEW Hessen

Dazu fi ndet am Mittwoch, 26.11.2025 um 18:30 im Frankfurter DGB-Haus 
eine Veranstaltung des  GEW Stadtverbands FFM statt, organisiert von der 
AG Krieg und Frieden.
Ein für Gewerkschaften, Kinderrechte und Wissenschaften wichtiges Thema ist die de-
mokratische politische Bildung für Friedensbemühungen und gegen Kriegsvorberei-
tungen durch Aufrüstung, Feind-Bildung und Kriegspropaganda. Als Menschenrechts-
professionen können Pädagogik und Soziale Arbeit niemals „kriegstüchtig“ werden, 
ohne die Grundprinzipien ihrer Professionen zu verraten.

Gleichzeitig ist nicht nur das Sozialstaatsprinzip unerhörten Angriffen ausgesetzt, 
sondern sämtliche zivilen Ausgaben stehen unter Finanzierungsvorbehalt, die sozialen 
Auseinandersetzungen nehmen an Schärfe zu, wie ein Blick ins Nachbarland Frankreich
zeigt. Dies wollen wir in der Veranstaltung thematisieren.

Zunehmende Militarisierung
unserer Gesellschaft und ihre sozialen 

Auswirkungen


